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DIE KRISE UND IHRE 
FOLGEN

Frauen machen mehr als die Hälfte der Weltbe-

völkerung aus. Laut Wirtschafts- und Sozialrat 

der Vereinten Nationen leisten Frauen zwei 

Drittel der gesellschaftlich notwendigen Arbeit, 

erhalten aber nur zehn Prozent des weltweiten 

Einkommens und besitzen 0,98 Prozent des Ei-

gentums. Mehr als zwei Drittel der Armen auf 

der Welt sind Frauen. Diese nüchternen Anga-

ben der UNO verdeutlichen ökonomische und 

patriarchale Machtverhältnisse als globales 

Problem.

Gab es in der Vergangenheit bereits Ansätze, 

patriarchale Vormacht zurückzudrängen, so 

werden diese seit der Vertiefung der Finanz- 

und Wirtschaftskrise im Jahr 2007/2008 aufge-

geben. Unter dem Vorwand der Krisenbekämp-

fung fallen sie einer verschärften neoliberalen 

Wirtschaftspolitik zum Opfer, die auf einer Ge-

sellschaftstheorie beruht, die Profit, Globali-

sierung und Konkurrenz zur obersten Maxime 

erhebt.

Dass das kapitalistische System regelmäßig zu 

Krisen führt, wird gerne verschwiegen. Statt-

dessen wiederholen Politiker und Medien ge-

betsmühlenartig, die Gier Einiger und die an-

gebliche Großzügigkeit der Sozialstaaten habe 

dazu geführt, dass die Menschen in Europa 

„über ihre Verhältnisse gelebt“ hätten. Zugleich 

werden Wirtschafts- und Bankeneliten in ihren 

Forderungen nach Sozialabbau und Enteignung 

der Massen unterstützt.

Unter den ersten Opfern dieser Politik sind 

Frauen. Sie sind aufgrund ihrer Lebenszusam-

menhänge meist in besonderem Maße auf ein 

funktionierendes Sozialsystem angewiesen. Die 

zunehmende Einschränkung sozialstaatlicher 

Leistungen führt dazu, dass Versorgungs- und 

Reproduktionsarbeiten (wie z.B. Haushaltsar-

beit, Kinder versorgen und erziehen, alte und 

kranke Familienmitglieder pflegen und ihr Le-

ben teilen, nachbarschaftliche Unterstützung 

und Fürsorge) immer öfter von den Betroffenen 

und ihren Angehörigen selbst geleistet wer-

den müssen. Diese Leistungen werden jedoch 

in keiner Statistik sichtbar, weil überwiegend 

Frauen sie unbezahlt und auf Selbsthilfebasis 

sowie oft auch unter dem Deckmantel der „Eh-

renamtlichkeit“ erbringen.

Der Kapitalismus baut auf Wirtschaftswachs-

tum und Profitmaximierung. Das führt perio-

disch immer wieder zu Überproduktionskrisen. 

Kapital, das in der Produktion nicht mehr profi-

tabel eingesetzt werden kann, wird in künstlich 

geschaffene Finanzanlagen investiert. Die gro-

ße Konzentration von Geldvermögen auf den Fi-

nanzmärkten löst deren Zusammenbruch aus. 

Um weiter Profite erwirtschaften zu können, 

pressen Banken und Konzerne Bevölkerung 

und Beschäftigte immer intensiver aus. Das 

Erstarken nationalistischer, religiös-fundamen-

talistischer Bewegungen, biologistischer1  oder 

antifeministischer Ideologien und die Zunah-

me extrem frauenfeindlicher neofaschistischer, 

rechtsradikaler Tendenzen werden bewusst 

unterstützt um von den Profiteuren abzulen-

ken. Damit soll eine Entsolidarisierung, Spal-

tung und Schwächung der Gesellschaft erreicht 

werden. Dem Überlebenskampf ausgeliefert, 

versuchen immer mehr Frauen als Einzelkämp-

ferinnen ihr Schicksal zu meistern. Für den so-

lidarischen Einsatz im Kampf um gemeinsame 

Ziele fehlt vielen die Kraft.

Nach dem Platzen immer neuer Spekulations-

blasen wird die Politik mehr denn je von eini-

1Mit biologischen Mustern 

erklärte Unterschiede  

zwischen Männern und 

Frauen bzw. Menschen  

unterschiedlicher Hautfarbe 

oder Herkunft.
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gen wenigen monopolistischen Finanz- 

und Industriegiganten beherrscht und 

bestimmt. Die Spekulationsverluste 

der einen sind die Gewinne der ande-

ren. Die Verluste der Großanleger wer-

den anonymisiert als Verluste jener 

Banken dargestellt, die für sie diese 

Geldvermögen verwaltet haben. 

Als seien Banken Allgemeingut, erklärt 

sie die Politik zu „systemrelevanten“ 

Instituten, deren Verlust die Allge-

meinheit zu kompensieren habe. Staa-

ten werden instrumentalisiert, um in 

groß angelegten Bankenrettungsaktio-

nen Geld in die Kassen der Vermögen-

den zurückzuspülen. Über Steuererhö-

hungen und Kürzungspakete wird das 

Geld für diese enormen Ausgaben bei 

der arbeitenden oder erwerbslosen 

Bevölkerung und den PensionistInnen 

eingetrieben. Während Gewinne privat 

bleiben, werden Verluste sozialisiert.

Staatliche Regulierung, internationale 

Finanz- und Währungsinstitutionen 

(wie Weltbank, Internationaler Wäh-

rungsfonds oder Europäische Zentral- 

bank) und der Abbau regionaler 

Strukturen dienen den Interessen der 

Vermögenden und nicht den Interes-

sen der Allgemeinheit. Global Player 

gewinnen auf allen Ebenen an Einfluss. 

Heuschrecken gleich, vernichten sie 

demokratische und umweltverträgli-

che Strukturen, kaufen Gesetze, unter-

werfen Sozialwesen, Infrastruktur, Bil-

dung, Wissenschaft und Forschung u.a. 

den alleinigen Profitinteressen. 

In den Zentren des Kapitalismus sind 

Reichtum und Macht zusammenge-

ballt. Mit Verschwendung und Luxus 

steigt jedoch zugleich die Armut, die 

vor allem weiblich ist: Frauen verdie-

nen weniger, sind überproportional 

von Erwerbslosigkeit und Sozialabbau 

betroffen und im Alter oftmals ohne 

ausreichende Versorgung. Privatisie-

rungen von staatlichen und kommu-

nalen Leistungen sowie Abbau von 

gewerkschaftlichen Rechten und ar-

beitsrechtlichen Absicherungen sind 

an der kapitalistischen Tagesordnung.

Während Erwerbslosigkeit und Armut 

bis weit in die gesellschaftliche Mit-

telschicht hinein zunehmen, wachsen 

Reichtum und Verschwendung einer 

kleinen Elite von Kapital-, Grund- und 

Bodenbesitzern ins Unermessliche. 

Von der weltweit einen Milliarde in 

absoluter Armut lebenden Menschen 

sind mehr als 70 Prozent Frauen 

(UNO-Bericht über die menschliche 

Entwicklung, 2012), während eine 

kleine Gruppe Vermögender – haupt-

sächlich Männer - weltweit 90 Prozent 

des in Geld gemessenen Kapitals kont-

rollieren. 

Frauen und Mädchen können sich in 

vielen Teilen der Welt nicht nach ihren 

Vorstellungen und Potenzialen entwi-

ckeln. Für sie gilt das Allgemeine Men-

schenrecht auf ein Leben in Würde und 

Unversehrtheit nicht. 

NEUE FORMEN DER 
FRAUEN-
UNTERDRÜCKUNG 

Die Unterdrückung der Frau hat neue 

Formen angenommen, sowohl im 

„Westen“ als auch in anderen Teilen 

der Welt sind Frauen mit diesen neuen 

Formen der Unterdrückung konfron-

tiert. Feministische Zielorientierungen 

von wirtschaftlicher Unabhängigkeit, 

Berufskarrieren und Autonomie von 

Frauen scheinen sich zunächst mit den 

zentralen Dogmen der neoliberalen 

Marktwirtschaft wie Eigenverantwor-

tung, Selbstständigkeit, Konkurrenzbe-

reitschaft und UnternehmerInnentum 

zu treffen. Mangels Alternative oder 

weil sie diesem Mythos auf den Leim 

gehen, finden sich viele Frauen als sich 

selbst ausbeutende „Unternehmerin-

nen“ wieder. Da sie aber häufig kaum 

mit Kapital ausgestattet sind, haben sie 

meist keinen Einfluss darauf, wie sie 

als Ressource genutzt und in die kapi-

talistische Verwertung auf den globa-

len Märkten einbezogen werden.

Die als „Empowerment“ bezeichnete 

ökonomische Unterstützung bei der 

Scheinselbstständigkeit durch Mikro-

kredite und andere Marktinstrumente 

gibt Frauen keine Macht, ökonomi-

sche und soziale Verhältnisse anders 

zu gestalten. Sie dient lediglich dazu, 

sowohl die Konkurrenz als auch die 

Effizienz auf den Märkten zu steigern. 

Der Traum von der Handlungsfreiheit 

der „emanzipierten Unternehmerin“ ist 

rasch ausgeträumt. Was bleibt, ist oft 

kaum mehr als eine prekäre Existenz. 

Nur auf der Basis struktureller gesell-

schaftlicher Änderungen kann die öko-

nomische Benachteiligung von Frauen 

grundlegend beseitigt werden. 
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SEXHANDEL

Eine andere Form der Frauenunterdrü-

ckung offenbart sich im Sexhandel. Eu-

ropa ist einer der größten Umschlag-

plätze des Frauenhandels. Frauen aus 

Osteuropa, Afrika, Asien und Latein-

amerika werden Jobs als Kellnerin 

oder Tänzerin versprochen, doch im 

Ankunftsland werden viele sexuell aus-

gebeutet. Andere Frauen suchen einen 

Ausweg in der sogenannten „freiwil-

ligen“ Prostitution: Sie sehen in einer 

Ehe mit einem ausländischen Mann 

den einzigen Ausweg aus Hoffnungslo-

sigkeit und Armut.

ALTE DENKMUSTER

In industrialisierten Staaten knüpfen 

Menschen wieder an alte Denkmuster 

an. Vermehrt gehen Frauen schlecht be-

zahlte Teilzeit-Beschäftigungsverhält- 

nisse ein und biologistische Vorstellun-

gen über das Frau-Sein gewinnen zu-

nehmend die Oberhand. So kommt es 

in industrialisierten Ländern zu rück-

läufigen Tendenzen in der rechtlichen 

und gesellschaftlichen Stellung von 

Frauen, wie z.B. dem Abtreibungsver-

bot oder der zunehmenden Wochen-

endarbeit.

Nach dem Zusammenbruch der sozi-

alistischen Länder haben Frauen dort 

begonnen, sich an „traditionellen“ Vor-

stellungen festzuklammern. Aus dem 

Arbeitsmarkt gedrängt, finden sich vie-

le an Heim und Herd wieder, konfron-

tiert mit Bildern der „perfekten“ Frau 

oder der Vorstellung einer „perfekten“ 

Frau. 

EU, EINE KONSTRUKTION 
IM INTERESSE DER 
EIGNER VON BANKEN
UND KONZERNEN 

Seit 1995 ist Österreich Mitglied der 

Europäischen Union. Zuvor wurde 

in einer beispiellosen Kampagne, ei-

ner Mischung aus Versprechungen 

und Drohungen, Stimmung für den 

Beitritt gemacht. Inzwischen ist der 

Lack abgeblättert. Privatisierung von 

öffentlichem Eigentum, Lohnverlust, 

Sozialabbau, Arbeitslosigkeit, Euro- 

und Bankenrettungspakete haben die 

Lebensbedingungen für die Mehrheit 

der Menschen, insbesondere für Frau-

en, massiv verschlechtert, während die 

Vermögenden reicher und mehr ge-

worden sind.

FREIHEIT FÜR DIE 
STARKEN 

Mit den vertraglich abgesicherten vier 

Grundfreiheiten der EU (freier Waren-, 

Personen-, Dienstleistungs- und Ka-

pitalverkehr) wurde der neoliberale 

Wirtschaftskurs beschleunigt. Mit der 

Freiheit des Kapitals, der Öffnung der 

Märkte, dem Abbau von Kontrollen 

und Handelshemmnissen wurde der 

Konkurrenzkampf zwischen den eu-

ropäischen Staaten befeuert. Frei von 

Beschränkungen, nicht mehr durch 

Schutzmechanismen (z.B. Zölle) behin-

dert, können die starken Wirtschaften, 

allen voran Deutschland, auf Kosten der 

schwächeren Konkurrenz profitieren. 

DER EURO ALS 
PEITSCHE FÜR DEN 
SOZIALABBAU

Mit der Einführung des Euros, der Staa-

ten unterschiedlicher wirtschaftlicher 

Voraussetzungen in eine gemeinsame 

Währungszone zwingt, haben schwa-

che Wirtschaften das Schutzinstru-

ment der Abwertung der Landeswäh-

rung verloren. Damit sind diese Länder 

noch mehr der Übermacht der starken 

Wirtschaften ausgeliefert.

Das alles hat massive Auswirkungen auf 

das Leben der Mehrheit der Menschen. 

Privatisierung wurde zum Dogma er-

hoben, Volksvermögen in Milliarden-

höhe verscherbelt. Arbeitsplatzverlust 

und Lohndruck sind die Folge. Außer-

dem fehlen nun die Einnahmen aus den 

Staatsbetrieben in der Staatskasse.  Mit 

dem Argument, konkurrenzfähig sein 

zu müssen, werden soziale Standards 

in allen Mitgliedsländern untergraben, 

die Sozialsysteme ausgehöhlt. Wirksa-

me Programme zur Bekämpfung von 

Erwerbslosigkeit werden am Altar der 

„Maastricht-Kriterien“ geopfert.

Während die Löhne und Gehälter seit 

dem EU-Beitritt real gesunken sind 

und Pensionserhöhungen oft nicht ein-

mal mehr die Teuerungsrate abgelten, 

steigt das Einkommen aus Besitz an 

Produktionsmitteln und Vermögen. Die 

Steuern für Superreiche und Konzerne 

werden EU-weit gesenkt, Österreich 

ist in Sachen Vermögensbesteuerung 

Schlusslicht.
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RAUS AUS DER EU

Die EU ist eine Konstruktion im In-

teresse der Banken und Konzerne. 

Der ganze Bauplan der EU, der in den 

EU-Verträgen festgeschrieben ist, dient 

dazu, den neoliberalen Kapitalismus 

zu vertiefen. Frauen sind von den viel-

fältigen Verschlechterungen durch die 

Mitgliedschaft in der EU oft in besonde-

rem Ausmaß betroffen. Deshalb treten 

die Frauen der KPÖ Steiermark dafür 

ein, den Austritt aus der EU auf die Ta-

gesordnung der politischen Diskussion 

zu setzen. Solange Frauen jedoch im 

Konstrukt der EU leben, gilt es, auch 

innerhalb der EU Frauenallianzen zu 

suchen, um der Verschlechterung der 

Situation der Frauen Grenzen zu set-

zen. Eine Wirtschaftsordnung, in der 

Menschen und nicht Profite zählen, in 

der Neutralität und Friedenspolitik Ge-

wicht haben, ist mit der Konstruktion 

der EU nicht vereinbar.

MILITARISIERUNG 
DER GESELLSCHAFT 

Neue Kommandostrukturen in der EU 

zielen auf Interventionseinsätze und 

militärische Repressionen ab. Vor dem 

EU-Beitritt Österreichs versprachen 

RegierungspolitikerInnen den Fortbe-

stand Österreichs als neutraler Staat. 

Entgegen den Versprechungen wurden 

bereits die Weichen für die Abschaffung 

der – verfassungsmäßig verankerten – 

immerwährenden Neutralität gestellt. 

In der 2013 beschlossenen „Sicher-

heitsstrategie“ erklärten SPÖ, ÖVP und 

FPÖ ihr ausdrückliches Bekenntnis zur 

Teilnahme an der EU-Militarisierung 

„in allen ihren Dimensionen“. Diesem 

Papier zufolge soll Österreich als Mit-

glied der EU die „Gemeinsame Außen- 

und Sicherheitspolitik“ (GASP) aktiv 

mitgestalten und sich an allen EU-Mi-

litärmissionen sowie an allen strategi-

schen EU-Rüstungsprojekten beteiligen.

Für Auslandseinsätze werden bereits 

seit einigen Jahren österreichische 

Soldatinnen und Soldaten im Rahmen 

sog. „Battlegroups“ ausgebildet. Diese 

sollen flexibel und innerhalb kürzester 

Zeit für Einsätze im Umkreis von 6000 

Kilometern rund um Brüssel zur Ver-

fügung stehen. Nach Artikel 222 des 

Vertrags über die Arbeitsweise der EU 

sind sie auch für Einsätze im Innern der 

EU gedacht. Dies könnten z. B. Großde-

monstrationen oder Streiks von Arbei-

terInnen in den europäischen Ländern 

aufgrund brutaler Sparmaßnahmen 

und massiver Verschlechterungen von 

Arbeitsbedingungen sein. Militärische 

Interventionen außerhalb Europas sol-

len dazu dienen, Ressourcen (Energie, 

Rohstoffe, Arbeitskräfte), Transport-

wege und Märkte für europäische Kon-

zerne zu sichern.

Die Beteiligung österreichischer Solda-

tInnen an internationalen Militärein-

sätzen wird die Österreicherinnen und 

Österreicher ökonomisch und sozial 

schwer belasten. Hinzu kommt, dass 

es Österreich dann nicht mehr möglich 

ist, Beiträge zum Aufbau eines wirksa-

men Systems der europäischen und in-

ternationalen Sicherheit zu leisten, die 

auf Vertrauensbildung, Abrüstung und 

Entmilitarisierung beruhen. 

Auch scheinbar zivile Entwicklungen 

können Türöffner für weitere Militari-

sierung sein. So wird mit dem Projekt 

„Single European Sky“ (SES) die euro-

paweite Zentralisierung der Luftrau-

müberwachung und damit die schlei-

chende Aushöhlung der Souveränität 

der EU-Staaten vorangetrieben. Einzel-

staatliche Interessen können bald nicht 

mehr wahrgenommen werden. So hät-

te das neutrale Österreich bei einem 

Verzicht auf eine eigene Luftraumüber-

wachung keine Möglichkeit mehr, Ver-

letzungen seines eigenen Luftraums 

zu kontrollieren und müsste sich mit 

einer stillschweigenden Eingliederung 

in den NATO-Luftraum abfinden.

Die österreichische Neutralität hat in 

der Vergangenheit dazu beigetragen, 

ein aggressionsfreies Zusammenleben 

zwischen Staaten zu fördern. Die in-

ternationale Abrüstung muss wieder 

vorangetrieben werden. Die KPÖ-Frau-

en werden sich mit allen ihnen zur Ver-

fügung stehenden Mitteln für den ös-

terreichischen Neutralitätsstatus und 

gegen eine Teilnahme an der EU-Mili-

tarisierung einsetzen. 

TERROR 
ALS VORWAND

Die Bewahrung von Machtstrukturen 

der Herrschenden wird als Wahrung 

des allgemeinen Friedens und der Ge-

rechtigkeit getarnt. An der Mehrheit 

der Menschen vorbei werden Gesetze 

verabschiedet, die den Einfluss von 

Konzernen bis in den intimsten Pri-

vatbereich diktieren. Vernetzter Wi-

derstand soll im Keim erstickt wer-
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den. Die politischen wie militärischen 

Konsequenzen als Reaktionen auf die 

Anschläge auf strategische Ziele in den 

USA vom 11. September 2001 sind nur 

ein Beispiel dafür. Vor diesem Hin-

tergrund werden Überwachungsme-

thoden (Kameras, Rufdatenaufzeich-

nungen, internationaler Austausch 

privater Daten…) legitimiert, die den 

Demokratieabbau beschleunigen und 

die Privatsphäre verletzen.

FRAUEN AM RANDE
DER GESELLSCHAFT 

Ohne billige Rohstoffe, Arbeitskräfte 

und offene Märkte der sog. „Dritten 

Welt“ könnten die Großkonzerne der 

kapitalistischen Zentren ihre enor-

men Profite nicht aufrechterhalten. In 

einigen Schwellenländern, die Inves-

titions- und Profitobjekte transnati-

onaler Konzerne sind, konnten zwar 

einzelne Bevölkerungsgruppen ihre 

wirtschaftliche Position verbessern, 

insgesamt befinden sie sich aber in 

fast völliger Abhängigkeit vom inter-

nationalen Finanzkapital. Nationalis-

tisch, ethnisch, religiös begründete 

und gewalttätig ausgetragene Konflik-

te im Interesse des Kapitals sowie die 

zunehmende Zerstörung der Umwelt 

verschärfen die Lebenssituation der 

Frauen: Millionen befinden sich auf der 

Flucht, vegetieren in Lagern, auf Müll-

halden oder in den Elendsvierteln der 

Metropolen. Dies ist oft verbunden mit 

Hunger, Krankheit, Elend und härtes-

tem Überlebenskampf für sich und ihre 

Kinder. 

INTERNATIONALE
FRAUENSOLIDARITÄT 

Der Versuch der Herrschenden, die 

Verantwortung für Gesundheit oder 

Krankheit, Beschäftigung oder Ar-

beitslosigkeit, mangelnden Zugang zu 

Bildung, für Armut und negative gesell-

schaftliche Entwicklungen den Einzel-

nen in die Schuhe zu schieben, soll die 

Solidarität unter den Betroffenen zer-

schlagen und ihren Widerstand gegen 

Fehlentwicklungen schwächen. Es gilt, 

diese Entsolidarisierungsversuche be-

wusst zu machen und gegenzusteuern. 

Das Gemeinsame und nicht das Tren-

nende muss gestärkt werden.

Wenn auch die Bedingungen, unter 

denen Frauen heute in der Welt leben, 

sehr unterschiedlich sind, so zeigt sich 

doch immer wieder, dass Frauen ihre 

Benachteiligung nicht als naturgege-

ben oder schicksalhaft in einer Opfer-

rolle hinnehmen wollen. Frauen sind 

bereit, aktiv für ihre Emanzipation 

einzutreten und ihr Schicksal öffentlich 

zu machen. Sie verschaffen sich Gehör, 

üben Druck auf Regierungen aus: Die 

Frauenbewegungen sind international 

ein wichtiger sozialer und politischer 

Faktor.

Die internationale Verständigung von 

ausgebeuteten, benachteiligten und 

unterdrücken Frauen muss fortgeführt 

und intensiviert werden. Basis aller 

gemeinsamen Bemühungen um mehr 

Frauengerechtigkeit stellt die interna-

tionale „Konvention zur Beseitigung 

jeder Form der Diskriminierung der 

Frauen“ (CEDAW) dar. Bereits 1982 

UNSERE
ORIENTIERUNG

„Der Friede bleibt erstes Men-

schenrecht und ist Vorausset-

zung für die Emanzipation der 

Frau, für sozialen Fortschritt 

und Demokratie“ (UNO-Welt-

frauenkonferenz 1985). Abrüs-

tung dient der globalen Si-

cherheit und setzt enorme 

materielle Mittel für dringend 

zu lösende Probleme wie Hun-

ger, Umweltzerstörung, Armut, 

Krankheiten und Analphabe-

tismus frei. Deshalb setzen wir 

uns gegen den Krieg und für 

weltweite atomare, biologische, 

chemische und konventionelle 

Abrüstung ein. 

Wir nutzen alle Möglichkeiten, 

um die internationale Zusam-

menarbeit für Abrüstung und 

Friedenssicherung zu stärken. 

In diesem Sinne treten wir auch 

für den Austritt Österreichs aus 

der „NATO-Partnerschaft für 

hat sich Österreich dazu verpflichtet, 

die darin enthaltenen Forderungen (z. 

B. Beseitigung von Diskriminierung 

von Frauen im Bildungsbereich, am Ar-

beitsmarkt und im Gesundheitswesen, 

Unterdrückung jeder Form des Frau-

enhandels, Gleichbehandlung in Ver-

fahren vor Gericht, Gleichberechtigung 

von Frauen in Ehe und Familienrecht) 

umzusetzen und im Abstand von je-

weils vier Jahren darüber zu berichten.
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den Frieden“, den EU-Battle-

groups, EURATOM und der so-

genannten „Europäischen Ver-

teidigungsagentur“ ein.

In Österreich kämpfen wir für 

die Beibehaltung der verfas-

sungsmäßig garantierten im-

merwährenden Neutralität un-

seres Landes und gegen einen 

Beitritt zur NATO sowie gegen 

die Mitwirkung österreichi-

scher Soldatinnen und Soldaten 

an EU-Battlegroups. Wir müs-

sen verhindern, dass unsere 

Gesellschaft weiter militarisiert 

und zur Durchsetzung neokolo-

nialer Interessen missbraucht 

wird. Versuchen, militärische 

Einheiten zur Zerschlagung von 

Demonstrationen gegen Unter-

drückung, Ausbeutung und Aus-

grenzung einzusetzen, treten 

wir entgegen.

Wir lehnen die geplante Privati-

sierung und europaweite Zent-

ralisierung der Luftraumüber-

wachung ab. Die Sicherung 

des Luftraums über Österreich 

muss in nationaler Verantwor-

tung und unter der Kontrolle 

des österreichischen Staates 

bleiben. Die Souveränität Ös-

terreichs darf nicht ausgehöhlt 

werden. 

Wir lehnen die Wehrpflicht für 

Frauen ab. Wir wehren uns ge-

gen Bestrebungen, ein Berufs-

heer zu schaffen, und verlangen 

die Streichung der Ausgaben für 

offensive und repressive Militär- 

einsätze. Einsparungen beim 

Bundesheer sollen der Bekämp-

fung von Armut, Sozialabbau 

und der Entwicklungshilfe zu-

gutekommen. Geld, das durch 

einen Ausstieg aus der NA-

TO-Partnerschaft für den Frie-

den und den EU-Battlegroups 

frei wird, kann zur Stärkung 

von Frieden und Solidarität 

im Sinne der österreichischen 

Neutralität sinnvoll verwendet 

werden.

Wir sind solidarisch mit den 

Frauen in anderen Ländern die 

sich für eine neue, gerechte und 

humane Gesellschaft einsetzen 

und kämpfen mit ihnen gegen 

Ausbeutung, Rassismus, Sexis-

mus und für die Verbesserung 

ihrer Lebensgrundlagen.

Wir leben Solidarität, indem wir 

uns auch im privaten Bereich 

für Frauenrechte und gegen Dis-

kriminierung jeder Art und auf 

allen Ebenen einsetzen. Struk-

turen, die das Miteinander von 

Menschen unterstützen, sollen 

gefördert werden. Wir kämpfen 

gemeinsam mit allen, die sich 

für eine Gesellschaft einsetzen, 

die frei ist von Ausbeutung, 

Gewalt, Unterdrückung und Er-

niedrigung, über Parteigrenzen 

hinweg.

Wir kämpfen für eine Welt, in 

welcher die Arbeits- und Le-

bensinteressen der Mehrheit 

der Menschen im Mittelpunkt 

stehen. Wir orientieren uns an 

demokratischen, antifaschis-

tischen Gesellschaftsentwür-

fen. Weiters richtet sich unser 

Engagement auf gerechte und 

ökologisch vertretbare inter-

nationale Handels- und Wirt-

schaftsbeziehungen, die den so-

fortigen Erlass der Schulden der 

Schuldnerländer innerhalb und 

außerhalb Europas beinhalten.

Entwicklungspolitische Projek-

te müssen dem Gesichtspunkt 

der Frauenförderung Rechnung 

tragen. Das erfordert die Bereit-

stellung entsprechender Mittel 

und deren Vergabe unter brei-

ter demokratischer, öffentlicher 

Kontrolle. 

Wir treten dafür ein, dass alle 

Menschen, unabhängig von 

Geschlecht und Herkunft, in 

ihrem sozialen Umfeld, am Ar-

beitsplatz und in allen anderen 

Lebensbereichen die gleichen 

Rechte genießen. Wir wenden 

uns gegen jede Form von Diskri-

minierung.

Wir fordern mehr Verantwor-

tung der nationalen Politik 

im Bereich der Entwicklungs-

zusammenarbeit (EZA). Im 

Rahmen der EZA werden die 

Einhaltung von Frauen- und 



Menschenrechten und ökolo-

gisch nachhaltige Formen des 

Wirtschaftens unterstützt. 

Als Partei, deren Mitglieder 

aktiv am Kampf gegen den Hit-

lerfaschismus teilgenommen 

haben, bei dem auch viele Ge-

nossinnen ihr Leben lassen 

mussten, kämpfen wir gegen 

wiederauflebenden Faschismus 

und Rechtsextremismus sowie 

gegen Rassismus, Gewalt und 

Sexismus. In den verschiede-

nen Abschnitten der Geschich-

te - von der Gründung der KPÖ 

1918 über den antifaschisti-

schen Widerstand, die Ausei-

nandersetzungen im Kalten 

Krieg bis heute - hatten und ha-

ben Genossinnen eine wichtige 

Rolle eingenommen. 

Alle Leistungen der Daseinsvor-

sorge (wie z.B. Wasser, Energie, 

Öffentlicher Verkehr) sowie der 

sozialen und Gesundheitsver-

sorgung sind von der öffentli-

chen Hand zu tragen und dürfen 

nicht privaten Investoren auf 

den globalen Märkten überlas-

sen werden. 
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KAPITEL 2

FÜR DAS RECHT
AUF ARBEIT
UND BILDUNG

ARBEIT, EINKOMMEN 
UND 
SELBSTBESTIMMUNG

Berufstätigkeit bedeutet für Frauen 

ökonomische Eigenständigkeit und 

Überwindung der privaten Isolation. 

Sie genießt in der weiblichen Lebens-

planung und im gesellschaftlichen 

Wertesystem hohe Anerkennung und 

ermöglicht Selbstbestimmung und 

Selbstbestätigung. Erwerbsarbeit ist 

nicht nur eine Tätigkeit, um Geld zu er-

halten, egal unter welchen Bedingun-

gen oder mit welchen Inhalten. Arbeit 

ist für die Persönlichkeitsentwicklung 

und für die gesamte Gesellschaft von 

zentraler Bedeutung. 

Alle unversöhnlichen Klassengesell-

schaften haben gemeinsam, dass Men-

schen sich die Ergebnisse der Arbeit 

anderer Menschen aneignen – im Ka-

pitalismus in Form der Lohnarbeit. In 

diesem System wird nur die Erwerbs-

arbeit tatsächlich wertgeschätzt. Tra-

ditionell wird die Reproduktionsar-

beit den Frauen zugewiesen. Sie wird, 

solange sie in der Familie geleistet 

wird, nicht bezahlt und ist somit gesell-

schaftlich kaum geachtet. Begrenzte 

Zutrittsmöglichkeiten zum und schnel-

lerer Rausschmiss aus dem Erwerbs-

arbeitsmarkt, niedrige Einkommen 

und geringe Karrierechancen sind die 

„Ausfallhaftung“ für potentielle Mut-

terschaft. Werden nicht ausreichend 

Betreuungsplätze für Kinder bereit-

gestellt, „verzichten“ meist Frauen auf 

die Berufstätigkeit. Sie scheinen nicht 

einmal in der Arbeitslosenstatistik 

auf. Charakteristisch für die weibliche 

Berufstätigkeit ist ihr unterbrochener 

Verlauf. Vereinbarkeit von „Beruf und 

Familie“ wird in der Gesellschaft aus-
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schließlich als Problem von Frauen dis-

kutiert. Für Migrantinnen trifft diese 

Situation verschärft zu.

Neue Technologien haben die Arbeits-

welt gravierend verändert. Eine Fol-

ge kapitalistischer Anwendung neuer 

Technologien ist die wachsende Iso-

lierung und Vereinzelung der Arbei-

tenden in der Erwerbsarbeit. Zudem 

kommt es zu veränderten arbeitsor-

ganisatorischen Abläufen und zu enor-

men Rationalisierungen in allen Ar-

beitsbereichen. Das bedeutet, dass für 

die Produktion von Gütern und Dienst-

leistungen immer weniger menschli-

che Arbeitszeit benötigt wird. So über-

rascht es nicht, dass unter den in den 

letzten Jahren zusätzlich geschaffenen 

Arbeitsplätzen sehr viele Teilzeitar-

beitsplätze sind. 

Frauen sind im verschärften Wett-

kampf um rare Erwerbsarbeitsplätze 

und beruflichen Erfolg in vielfachem 

Maß Verliererinnen. Als „zweitklassige 

Arbeitskraft“ werden sie in Zeiten kon-

junkturellen Aufschwungs als Reserve-

armee in den Arbeitsmarkt geholt. Sie 

werden in die Familie zurückgeschickt, 

wenn kein Bedarf mehr besteht. Doch 

Erwerbslosigkeit ist die inhumanste 

Form der Arbeitszeitverkürzung.

DER VERDRÄNGUNGS-
PROZESS 

Die Jahre des Nachkriegskapitalismus 

waren geprägt von einem lang anhal-

tenden wirtschaftlichen Aufschwung, 

der Mitte der 70er Jahre des vergan-

genen Jahrhunderts endete. Die darauf 

folgende, bis heute andauernde Welt-

wirtschaftskrise ist eine besonders 

große und tiefe globale Überprodukti-

onskrise. Nach dem gescheiterten Re-

alsozialismus gelang es den Herrschen-

den, die Folgen der Krise fast völlig auf 

die Mehrheit der Menschen abzuwäl-

zen. Die sozialen Zugeständnisse und 

Reallohnerhöhungen des sogenannten 

Sozialpartnerschaftlichen Klassenkom-

promisses wurden beendet. Seit dem 

EU-Beitritt sinken die Reallöhne und 

somit sinkt die Kaufkraft. Menschen, 

die mit niedrigen Einkommen entlohnt 

werden, unter denen sich traditionell 

die Mehrzahl der Frauen befindet, sind 

von den negativen Auswirkungen der 

Krise besonders betroffen.

Die Krise vertiefte sich 2007/2008. Ak-

tienkurse und Profite einiger Großkon-

zerne und Großbanken stiegen enorm. 

Andere erlitten Verluste, wurden als 

„systemrelevant“ bezeichnet und wer-

den mit unseren Steuergeldern „geret-

tet“. Im Gegenzug erpressen Finanzhaie 

die Staaten, ihre Sozialausgaben zu 

kürzen. Im Ergebnis sinken die Ein-

kommen der Mehrheit der Menschen. 

Sowohl Erwerbsarbeitslosigkeit als 

auch Überstunden nehmen zu. Öster-

reich verzeichnet wie alle EU-Staaten 

seit dem Ende des Zweiten Weltkrieges 

einen Höchststand an erwerbslosen 

Menschen bei gleichzeitigem Rekord 

an Insolvenzen, Auslagerungen von Be-

trieben in kleinere und Kleinsteinhei-

ten (z.B. sogenannte Ein-Personen-Un-

ternehmen) und in Billiglohnländer.

In den 70er Jahren sind Frauen in 

qualifizierte Tätigkeiten und bessere 

Positionen vorgedrungen. Heute zeigt 

sich, dass selbst bei qualifizierter Aus-

bildung oft keine angemessene Arbeit 

zu finden ist. Dadurch entsteht ein 

Verdrängungsprozess nach unten, der 

schließlich Frauen (aber auch Männer) 

mit der geringsten Ausbildung in die 

Erwerbsarbeitslosigkeit abschiebt. Die 

enorm gestiegene Produktivität im in-

dustriellen und Dienstleistungsbereich 

und die sinkenden Einkommen führen 

zur Verringerung der Arbeitsstunden 

und damit zum Abbau von bezahlten 

Arbeitsplätzen. Hinzu kommt, dass 

qualifizierte, aber billige Arbeitskräfte 

aus Nachbar- oder Entwicklungslän-

dern, die dort keine Arbeits- und Le-

bensperspektive finden, diese auf dem 

österreichischen Arbeitsmarkt suchen. 

Umgekehrt verlegen Unternehmen ihre 

Produktion in jene Länder, in denen sie 

Märkte  für ihre Produkte finden und/

oder die eine Senkung ihrer Produk-

tionskosten ermöglichen. So wird die 

Konkurrenz - auch die der Geschlech-

ter - auf dem Arbeitsmarkt - verschärft.

PREKÄRE 
BESCHÄFTIGUNG

Fast die Hälfte aller erwerbstätigen 

Frauen arbeitet in prekären Beschäf-

tigungsverhältnissen, ein bedeutend 

höherer Anteil als bei Männern. Das 

bedeutet: kein existenzsichernder Ver-

dienst, höhere Arbeitsintensität, gerin-

ge Aufstiegschancen und keine oder 

unzureichende Kranken-, Arbeitslo-

sen- und Altersvorsorge. Im Jahresmit-

tel haben berufstätige Frauen um ca. 

ein Drittel weniger Einkommen als ihre 

männlichen Kollegen. Daher müssen 
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Frauen oftmals eine zweite Erwerbstä-

tigkeit ausüben.

Die Tatsache, dass ein Teil der lohn-

abhängigen Frauen in die Erwerbsar-

beitslosigkeit verdrängt wird, ein ande-

rer in Teilzeit, Leiharbeit oder prekäre 

Beschäftigungsverhältnisse, wirkt auch 

auf jene Frauen zurück, die einen Vol-

lerwerbsarbeitsplatz haben: Sie müs-

sen sich meist mit niedrigeren Einkom-

men und geringen Aufstiesschancen  

abfinden. 

ARBEIT IST GENUG DA

Das Gerede über „die Arbeit geht uns 

aus“ ist manipulativ. Nicht die Arbeit 

geht uns aus, sondern für gesellschaft-

lich notwendige Arbeit, die nicht aus-

reichend Profit bringt, werden keine 

Mittel zur Verfügung gestellt. Gerade 

Frauen sind vom Problem der Arbeits-

überlastung besonders betroffen. Denn 

sie sorgen unentgeltlich für Angehöri-

ge, Nachbarn und FreundInnen. 

Um Profite zu erhöhen, werden die 

bezahlte Lohnarbeit intensiviert, Zeit-

flexibilität eingefordert, Arbeitszeit 

verlängert und Samstags- und Sonn-

tagsarbeit verstärkt eingeführt. Das 

alles und die Anforderung, örtlich flexi-

bel zu sein, stehen im Widerspruch zur 

weiblichen Lebensrealität. Diese Ar-

beitsbedingungen machen krank. Im-

mer häufiger sind wir mit Krankheits-

formen wie Burnout oder psychischer 

Erschöpfung konfrontiert. Mobbing 

und sexuelle Belästigung sind keine 

Ausnahmeerscheinungen im Arbeits-

leben. Der Druck, die Angst und die 

Perspektivlosigkeit in einer verrohten 

Arbeitswelt bringen immer mehr Men-

schen an die Grenzen ihrer Leistungs-

fähigkeit. Viele gehen trotz Krankheit 

zur Arbeit. Die Konkurrenz unter den 

Beschäftigten, Abteilungen und Betrie-

ben wird geschürt. Wer nicht mithalten 

kann, wird „aussortiert“. 

BILDUNGSPOLITIK IM
WIDERSPRUCH 

Bildung, die von Geburt an als An-

spruch gelten muss, ist eine Voraus-

setzung für berufliche Chancen und 

persönliche Entwicklung. Von der Bil-

dungs- und Ausbildungspolitik hängt 

es unter anderem ab, welchen Platz 

Frauen und Männer im gesellschaftli-

chen Leben einnehmen. 

Der Interessensgegensatz zwischen 

der profitorientierten Wirtschaft und 

dem Individuum wird immer stärker. 

In der kapitalistischen Gesellschaft 

geht es nicht um Bildung im klassi-

schen Sinn. Humanisierung der Gesell-

schaft ist kein Ziel, denn sie lässt sich 

für die herrschende Klasse nicht ver-

werten und verkaufen. 

Es zählt vor allem Ausbildung, die für 

die Erwerbsarbeit brauchbar macht 

und die das Kriterium für den Zugang 

zum Arbeitsmarkt ist. Berufliche Per-

spektiven und Aufstiegschancen sind 

eng verbunden mit Fort- und Weiter-

bildungsmöglichkeiten. Die „Doppel-

belastung“ der Frauen führt zu einem 

unfreiwilligen „Verzicht“ bei der inner-

betrieblichen Fort- und Weiterbildung. 

Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen, 

die nachmittags, abends oder am Wo-

chenende stattfinden, sperren Frauen 

häufig aus. Oftmals werden bei solchen 

Angeboten Männer bevorzugt.

SCHULE ALS ORT DER
BILDUNG

Der formale Bildungszugang ist für 

Mädchen und Buben gleich. Heute 

gibt es mehr weibliche als männliche 

MaturantInnen. Diese „weibliche Bil-

dungsoffensive“ hat aber nicht dazu 

geführt, die Hierarchisierung zwischen 

Frauen und Männern zu beseitigen. 

Geringe oder gar nicht bewertete Qua-

lifikationen, unverändert geringere Be-

rufschancen und Bezahlung der weib-

lichen Berufstätigen sind nach wie vor 

an der Tagesordnung. Neben dem sozi-

alen und kulturellen Milieu des Eltern-

hauses, dem gesellschaftlichen Umfeld, 

dem ethnischen Status, den individu-

ellen Fähigkeiten und Bildungsinter-

essen und dem regionalen Angebot an 

Bildungseinrichtungen sind auch die 

Kosten für Bildung für den Schulerfolg 

ausschlaggebend.

Die öffentlichen Ausgaben für Lehr- 

und Lernbehelfe, Schulbücher, Nach-

mittagsbetreuung, BegleitlehrerInnen 

und andere Schulangebote werden ge-

kürzt oder gestrichen. Eltern müssen 

zunehmend diese Leistungen aus ihrer 

eigenen Tasche finanzieren oder Schü-

lerInnen werden durch Firmen-Spon-

soring den Werbezwecken der Kon-

zerne ausgeliefert. Kürzungen bei der 

SchülerInnenfreifahrt und die Kosten 

für private Nachhilfe erschweren El-

tern mit einem geringen Einkommen 
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die Finanzierung der Ausbildung ihrer 

Kinder. Das Streichen von Stipendien 

sowie die Einhebung von Studienge-

bühren schaffen die Voraussetzungen 

für eine neue Bildungselite, zu der öko-

nomisch Benachteiligte keinen Zugang 

haben. Die von konservativen Kräften 

vorangetriebene Elitenbildung spaltet 

die Gesellschaft und vergibt die Chan-

cen auf Erneuerung.

Die gegenwärtige Bildungspolitik ori-

entiert sich am Konkurrenzdenken, 

an Leistungsgruppen in differenzier-

ter Spielart statt an der einheitlichen 

Gesamtschule mit polytechnischer 

Ausrichtung. Das entspricht dem Ver-

wertungsbedürfnis des Kapitals, das 

einerseits ungelernte, anlernbare und 

billige Arbeitskräfte braucht, die je 

nach Wirtschaftslage flexibel abgeru-

fen oder zurückgestellt werden kön-

nen, und andererseits nach hochqua-

lifizierten, differenziert ausgebildeten 

Fachkräften verlangt. Hinter dem Be-

griff Begabtenförderung verbirgt sich 

in Wirklichkeit eine Elitenauslese, die 

vorrangig in privaten kostenpflichtigen 

Bildungseinrichtungen stattfindet. Zu-

gleich wird im öffentlichen Bildungs-

sektor gekürzt. 

GLEICHE CHANCEN IM
BERUF

Die im familiären und gesellschaft-

lichen Umfeld verinnerlichte Ge-

schlechterrolle und mangelnde Infor-

mationen über Berufsfelder führen 

dazu, dass der Großteil der Mädchen 

traditionelle Frauenberufe wie z.B. Fri-

seurin, Verkäuferin, Kinderpädagogin 

oder Lehrerin ergreift. Noch dazu, weil 

sie in „traditionellen Männerberufen“ 

nur ungern aufgenommen werden und 

es schwer haben, sich durchzusetzen. 

Hinzu kommt der Mangel an Lehrstel-

len: Selbst wenn Mädchen sich für ei-

nen „typischen Frauenberuf“ entschei-

den, fehlt oftmals ein entsprechender 

Ausbildungsplatz.

Berufsfelder mit Zukunftschancen lie-

gen vorrangig im Bereich der wissen-

schaftlich-technischen Umgestaltung. 

Zwar ergreifen immer mehr Frauen 

die Möglichkeit, sich Zutritt zu bisher 

männlich dominierten Arbeitstätigkei-

ten zu verschaffen, die neuen Technolo-

gien für qualifizierte Berufslaufbahnen 

zu nutzen und die Neuerungen einem 

kritisch-weiblichen Blick zu unterzie-

hen. Dennoch ist dieser Bereich noch 

immer männlich dominiert. Die gläser-

ne Decke zu durchbrechen, wird nur 

einigen „Vorzeigefrauen“ ermöglicht.

Obwohl heute signifikant mehr Frauen 

als Männer ein Studium abschließen, 

erweist sich der Universitätsbetrieb 

immer noch als Männerdomäne: Halb 

so viele Frauen wie Männer hatten 

2012 eine AssistentInnenstelle an ei-

ner Universität. Weniger als ein Drittel 

der ProfessorInnen sind Frauen. Auch 

der Bereich der neuen Informations- 

und Kommunikationstechnologien ist 

nach wie vor von Männern dominiert.

Durch die budgetären Kürzungen an 

Schulen und Hochschulen haben sich 

die Lern- und Studienbedingungen 

massiv verschlechtert. Sichtbar wird 

das in überfüllten Klassen und Hörsä-

len einerseits und Arbeitslosigkeit von 

LehrerInnen und Hochschulpersonal 

andererseits. Dazu kommt eine ver-

stärkte Abhängigkeit von Privatkapital 

durch den Zwang zur Drittmittelfinan-

zierung. Dequalifizierung durch ein-

seitig an den Interessen des Kapitals 

ausgerichtete Fachhochschulen und 

Kurzlehrgänge nimmt zu. Vor allem 

studierende Mütter haben es schwer, 

dem Leistungs- und finanziellen Druck 

standzuhalten.

Spezifische Frauenforschung findet fast 

ausschließlich in kleinen universitären 

Zirkeln statt und ist vom ständigen fi-

nanziellen Aushungern bedroht. Femi-

nistische methodische und erkenntnis-

theoretische Ansätze beeinflussen die 

allgemeine Wissensproduktion kaum. 

Nicht zuletzt wirken sich die univer-

sitären Sparmaßnahmen drastisch 

auf externe Lektorinnen aus, die den 

Großteil der universitären Lehre und 

Forschung mit frauenspezifischer The-

matik bestreiten. 

Auch Frauen mit Studienabschluss ha-

ben im Berufsleben bei gleicher Quali-

fikation geringere Chancen als männli-

che Studienkollegen. Der Prozentsatz 

der arbeitslosen Akademikerinnen ist 

doppelt so hoch wie der ihrer männli-

chen Kollegen. 

GELD IST GENUG DA

Noch nie wurden so viele Werte pro-

duziert wie heute. Aber der Reichtum 

ist ungleich verteilt. Die reichsten fünf 

Prozent besitzen 57,8 Prozent des Ver-

mögens in Österreich, wohingegen die 
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finanzschwächsten 50 Prozent nur 2,2 

Prozent des Vermögens besitzen. Wer 

die Krise und ihre Ursachen bekämp-

fen will, muss die Vermögenden höher 

besteuern und die Politik der Privati-

sierung, Deregulierung und der bedin-

gungslosen Wettbewerbsorientierung 

stoppen und rückgängig machen. 

Die große Mehrheit der Menschen 

braucht eine völlig andere Gesellschaft, 

in der nicht der Profit regiert, son-

dern die Bedürfnisse der Menschen. 

Dazu zählen Arbeit für alle mit gu-

ten Einkommen. Dies ist nur möglich, 

wenn Banken, Versicherungen und 

die Schlüsselbereiche der Wirtschaft 

und der Daseinsvorsorge Allgemein-

gut sind. Mit dem damit gesellschaft-

lich erzeugten Reichtum können der 

allgemeine Wohlstand vermehrt, die 

Armut beseitigt und die materiellen 

und geistigen Ressourcen für soziale 

und umweltfördernde Maßnahmen, 

für Bildung, Kunst und Kultur verwen-

det werden.

UNSERE
ORIENTIERUNG

Das Recht auf existenzsichernde 

Erwerbsarbeit bleibt grundle-

gend und ist wichtige Voraus-

setzung für den Kampf um die 

Emanzipation der Frau. Wir tre-

ten ein für sinnvolle, qualifizierte 

und kollektivvertraglich gut ab-

gesicherte Arbeitsplätze.

Wir fordern eine radikale Ar-

beitszeitverkürzung bei vollem 

Lohn- und Personalausgleich so-

wie eine Neubewertung und ge-

rechtere Aufteilung aller gesell-

schaftlich notwendigen Arbeit. 

Dadurch könnten Vollzeitarbeits-

plätze mit existenzsichernden 

Löhnen und Aufstiegsmöglich-

keiten für Frauen geschaffen wer-

den. Eine verringerte Arbeitszeit 

würde die Jobchancen für er-

werbslose Frauen und Männer 

verbessern. Ein wichtiger Schritt 

wäre die 30-Stunden-Woche.

Schlüsselbereiche der Wirtschaft 

und der Daseinsvorsorge gehö-

ren in die öffentliche Hand. Wir 

brauchen umfassende öffentliche 

Investitionsprogramme für den 

Ausbau kommunaler Infrastruk-

tur, öffentlicher Verkehrsmittel, 

erschwinglicher Wohnungen so-

wie die Umsetzung von Umwelt-

schutzmaßnahmen und von hö-

heren Standards im Sozial- und 

Gesundheitswesen u.a. 

Flächendeckende und qualitativ 

hochwertige ganztägig geöffne-

te kostenfreie elementar- und 

kinderpädagogische Einrich-

tungen und Ganztags- und Ge-

samtschulen mit kleinen Grup-

pen sowie Pflegeeinrichtungen 

mit qualifziertem und tariflich 

gut bezahltem Personal sind 

dringend notwendig. Das trägt 

dazu bei, Mehrfachbelastungen 

zu mindern. Auch eine Teilung 

der Elternkarenz könnte die Si-

tuation von Frauen am Arbeits-

markt verbessern.

Die Demokratisierung der Bil-

dung ist eine Voraussetzung 

dafür, gleiche Chancen für alle 

Kinder und Jugendlichen, unab-

hängig von ihrer Herkunft, ihrem 

Geschlecht sowie ihrer körperli-

chen und psychisch-mentalen 

Ausstattung, zu verwirklichen. 

Wir wollen, dass Bildung unab-

hängig von ihrer wirtschaftli-

chen Verwertbarkeit zugänglich 

gemacht wird.

Wir brauchen Lern- und Orga-

nisationsformen, die individuel-

le Begabungen fördern und die 

Realisierung individueller Le-

bensentwürfe möglich machen. 

Dazu zählt eine geschlechter-

sensible Pädagogik. Dabei geht 

es nicht darum, Mädchen den 

Buben anzupassen oder Buben 

„weiblicher“ zu machen, son-

dern es geht darum, traditionel-
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le Geschlechterrollen kritisch 

zu hinterfragen. Durch die be-

wusste Auseinandersetzung mit 

festen Vorstellungsklischees 

müssen Buben und Mädchen 

nicht mehr so sein, wie sie „zu 

sein haben“. Kinder sollen die 

Möglichkeit haben, sich unab-

hängig von Rollenvorstellungen 

entwickeln und entfalten zu 

können. Dadurch eröffnen sich 

ihnen neue Perspektiven, die 

Handlungsspielräume werden 

erweitert. Unabhängig vom Ge-

schlecht werden Stärken und 

Interessen gefördert und gleich-

zeitig das Selbstwertgefühl ge-

stärkt. Ziel ist die Autonomie 

der Geschlechter.

Wir fordern ein Bildungssys-

tem, das auf einer einheitlichen 

Gesamtschule mit kostenloser 

Nachmittagsbetreuung beruht 

und zur ständigen Weiterbil-

dung anregt. Es kommt nicht 

nur Mädchen aus sozial benach-

teiligten Verhältnissen zugute, 

sondern ALLEN Schülerinnen 

und Schülern. 

Der Kampf um den freien Bil-

dungszugang, um Ausbildungs-, 

Studien- und Arbeitsplätze, die 

Organisierung von Widerstand 

gegen die restriktive Sparpolitik 

an den Schulen und Hochschu-

len erfordert unsere Solidarität. 

Wir halten einen umfassenden 

Ausbau bezahlter Fort- und 

Weiterbildung während der 

Arbeitszeit nach individuellen 

Bedürfnissen und Interessen 

für unabdingbar. Eine öffentlich 

finanzierte außerbetriebliche 

Erwachsenenbildung, die wei-

terführende Berufswege eröff-

net, muss für alle gewährleistet 

werden.

Insbesondere für MigrantInnen 

sind leistbare Schul-, Bildungs- 

und Weiterbildungsmöglichkei-

ten, die über die obligatorischen 

und kostenpflichtigen Deutsch-

kurse hinausreichen, eine exis-

tenzielle Notwendigkeit. 
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KAPITEL 3

VOM SOZIALEN
RISIKO, 
FRAU ZU SEIN

Der Neoliberalismus verspricht den 

Menschen, dass es alle schaffen kön-

nen, ganz nach oben zu gelangen, 

zumindest aber ein gutes Leben zu 

führen, wenn sie nur tüchtig und ziel-

strebig genug sind, wenn sie lernen, 

sich den Anforderungen der Märkte 

anzupassen. Geschwiegen wird über 

die ungleichen Voraussetzungen je 

nach Herkunft und Geschlecht. 

In der gesellschaftlichen Praxis hat sich 

an der geschlechtshierarchischen Ar-

beitsteilung kaum etwas zum Positiven 

geändert. Sie strukturiert die Arbeits-

märkte nach weiblich und männlich 

dominierten Branchen, sie befestigt die 

gläsernen Decken, die nur gelegentlich 

Sprünge aufweisen. Den Kern bildet 

dabei die einseitige Zuweisung der 

Hausarbeit an Frauen.

Während die Produktion und Vertei-

lung der Waren und Dienstleistungen 

gesellschaftlich organisiert sind, wird 

die Wiederherstellung der Arbeitskraft 

– individuell und über die Generationen 

– größtenteils  im privaten Bereich ge-

leistet. Dennoch ist auch diese Repro-

duktionsarbeit Teil der kapitalistischen 

Ausbeutung, denn solange sie haupt-

sächlich unentgeltlich geleistet wird, 

bleiben die Kosten der Arbeitskraft für 

das Kapital entsprechend niedriger. 

Die Zuweisung von unentgeltlichen, 

privat erbrachten Arbeiten an Frauen, 

etwa die Pflege kranker oder alter Fa-

milienangehöriger, die Versorgung und 

Betreuung von Kindern und die Orga-

nisierung von Haushalt und Erholung 

spiegeln patriarchale Traditionen und 

kapitalistisches Nutzenkalkül wider. 
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Gesellschaft und Staat ziehen sich 

immer weiter aus der sozialen Ver-

antwortung zurück. Die Zerstörung 

sozialstaatlicher Absicherungen und 

Infrastrukturen findet unter neolibe-

ralem Druck beschleunigt statt und 

wirkt sich auch auf die Verhältnisse 

zwischen den Geschlechtern aus. Tra-

ditionelle Rollenbilder wirken fort und 

führen zu beschränkten Möglichkeiten 

für Frauen. Aber auch Männer müssen 

sich diesen Vorstellungen unterordnen 

und sind dem schamlosen Konkurrenz-

kampf aller gegen alle ausgeliefert.

Es geht uns nicht um die Durchsetzung 

einer „Halbe-Halbe“-Politik im Haus-

halt, sondern generell um die Neu-

bewertung und Neuorganisation der 

Reproduktionsarbeit. Diese sollte zu-

nehmend durch gesellschaftliche Maß-

nahmen von den Schultern der Frauen 

abgenommen werden.

PATRIARCHALE
STRUKTUREN 

Auch wenn sich das Rollenverständnis 

der Geschlechter in den vergangenen 

Jahren gewandelt hat und Männer sich 

– zaghaft, aber doch – dem Reproduk-

tionsbereich widmen, heißt die gesell-

schaftliche Norm noch immer: Männer 

schalten sich freiwillig und nach eige-

nem Ermessen ein. Sie sind aber von 

der Verantwortung für die Kinderer-

ziehung und die alltäglichen Hausar-

beiten prinzipiell entlastet und können 

daher ihren beruflichen Verpflichtun-

gen mehr Zeit, Einsatz und Kontinuität 

widmen. Eine Wiederbelebung konser-

vativer Werthaltungen begleitet diese 

Tendenz ideologisch. Biedermeierlich 

anmutende Wünsche und Hoffnungen 

auf ein gelingendes Familienleben tref-

fen sehr oft auf die entzauberte Reali-

tät deregulierter und prekärer Arbeits- 

und Lebenssituationen. 

Aber nicht nur die einseitige Zustän-

digkeit für Hausarbeit, sondern auch 

die Gleichsetzung von biologischer und 

sozialer Mutterschaft konstruieren 

jene „familiären Verpflichtungen“, die 

Frauen am Arbeitsmarkt benachteili-

gen. Frauen können im Beruf oft nur 

mit großer Disziplin, ausgeklügeltem 

Zeitmanagement, der Unterstützung 

durch private Netzwerke und persön-

liche Abstriche jenes Durchsetzungs- 

und Beharrungsvermögen und jene 

Flexibilität und Mobilität aufbringen, 

die in der kapitalistischen Konkurrenz 

verlangt werden. 

Viele Frauen flüchten aus der ent-

fremdeten Erwerbsarbeitswelt in den 

häufig als ganzheitlich empfundenen 

Familien- und Reproduktionsbereich, 

den sie losgelöst von gesellschaftlichen 

Voraussetzungen als ihren Machtbe-

reich empfinden, in dem sie selbstbe-

stimmt handeln können. Spätestens 

dann, wenn diese als vorübergehende 

Lebensphase gedachte Situation in die 

erwerbsmäßige Sackgasse führt, wird 

die Abhängigkeit schmerzhaft deutlich. 

Armut ist oft die Konsequenz.

Die Forderung nach gesellschaftlichen 

Lösungsansätzen für familiäre Arbeit 

bedeutet für uns nicht die Auflösung 

von Intimität und persönlichen Be-

ziehungen, sondern bessere Möglich-

keiten für deren Entfaltung. Fakt ist, 

dass gesellschaftliche Probleme nicht 

individuell, sondern eben nur gesell-

schaftlich gelöst werden können. Die 

Entlastung von Hausarbeiten schafft 

Bedingungen für die Intensivierung 

von Beziehungen, den Ausbau freund-

schaftlicher Kontakte, für gesellschaft-

liche, politische und kulturelle Aktivi-

täten. 

HAUSARBEIT, 
PARTNERSCHAFT, 
ARBEITSTEILUNG 

Hausarbeit ist gesellschaftlich not-

wendige Arbeit. Sie dient der Wieder-

herstellung der menschlichen Arbeits-

kraft, der Erziehung der kommenden 

Generation. Zur Reproduktion bedarf 

es nicht nur bestimmter Lebensmittel, 

Infrastrukturen und Dienstleistungen, 

sondern auch einer entsprechenden 

Freizeitgestaltung für körperliche und 

geistige Erholung. Das emotionale 

Wohlbefinden des (Ehe-)Mannes und 

anderer Famlienangehöriger sowie die 

psychische Stabilität der Familie fallen 

üblicherweise in die weibliche Zustän-

digkeit. Dieser Aufwand an weiblicher 

Beziehungsarbeit wird als selbstver-

ständlich wahrgenommen. 

Der Inhalt der Hausarbeit ist abhän-

gig von der Klassenzugehörigkeit, der 

Familiengröße, von regionalen Be-

sonderheiten. Niveau und Umfang der 

Hausarbeit werden von wirtschaftli-

chen Gegebenheiten einer Gesellschaft, 

ökonomischen Ressourcen der Privat-

haushalte und dem politischen Kräfte-

verhältnis bestimmt. 
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Im Haushalt werden Gebrauchswer-

te für den Eigenbedarf hergestellt. Da 

die Hausarbeit nicht für den Markt 

erzeugt, gilt sie nach der kapitalisti-

schen Verwertungslogik als nicht pro-

duktiv. In einer Gesellschaft, in der sich 

jede Wertschätzung an Geldwerten 

orientiert, wird auch der Wert der Ar-

beitskraft an der Höhe der Bezahlung 

gemessen. Da Hausarbeit zum aller-

größten Teil unentgeltlich geleistet 

wird, erscheint sie nicht als „richtige 

Arbeit“. Die gesellschaftliche Arbeits-

teilung weist Frauen jene Tätigkeiten 

zu, die sich ständig wiederholen und 

„unsichtbar“ sind – Kochen, Putzen, 

Waschen usw. Sie dennoch als befrie-

digend zu erleben, gilt als „natürliche 

Eigenschaft“ der Frauen. Ihre eindeu-

tige Zuständigkeit dafür wird über die 

Sozialisation vermittelt und von vie-

len Frauen selbst verinnerlicht. Auch 

Frauen, die berufstätig sind, können oft 

bestenfalls auf eine Mithilfe des (Ehe-)

Mannes rechnen.

Trotz steigender Verwendung tech-

nischer Geräte im Haushalt darf nicht 

übersehen werden, dass vor allem in 

den „Industrieländern“ neue Anfor-

derungen entstanden sind. Höhere 

Ansprüche an die Hygiene, neue Tätig-

keiten (z.B. Müllsortierung und -besei-

tigung, gesunde Ernährung, Wissensa-

neignung über schädliche Inhaltsstoffe 

bei Lebens- und Reinigungsmitteln), 

der Versuch, ethische und ökologi-

sche Ansprüche beim Konsumieren 

einzulösen, eine Fülle von neuen He-

rausforderungen im Zusammenleben 

mit Kindern, aber auch sich ändernde 

individuelle Bedürfnisse wirken einer 

effektiven Reduzierung der Haushalt-

stätigkeiten entgegen.

Nicht zuletzt führen Verschlechterun-

gen in der Krankenversorgung oder 

im Pensionssystem dazu, dass Pflege-

arbeiten wieder verstärkt im privaten 

Haushalt geleistet werden. Dabei grei-

fen finanzkräftige Haushalte häufig auf 

die Unterstützung durch Migrantinnen 

zurück, die meist unter prekären Be-

dingungen leben und auf diese Beschäf-

tigungen angewiesen sind. Für einen 

überwiegenden Teil älterer Menschen 

ist jedoch aufgrund ihrer finanziellen 

Situation eine optimale Versorgung im 

Pflege- und Gesundheitsbereich nicht 

gegeben (Zwei-Klassen-System).

Der Pflegenotstand in Österreich hat 

auch zu einem „Brain-drain“ geführt: 

Qualifiziertes medizinisches Personal 

aus anderen EU-Ländern wird zu Dum-

pingpreisen für die Rund-um-die-Uhr-

Pflege unserer Pflegebedürftigen an-

geworben. In ihren Herkunftsländern 

fehlt dieses Fachpersonal. Und nicht 

selten arbeiten Akademikerinnen aus 

den östlichen Nachbarländern in öster-

reichischen Haushalten als Putzfrauen. 

Der Begriff „Doppelbelastung“ vermag 

die unterschiedlichen – auch gegen-

sätzlichen – Anforderungen nicht zu 

erfassen. Frauen sollen im Erwerbsle-

ben Durchsetzungsvermögen zeigen, 

unentgeltlich in persönlichen Bezie-

hungen in der Familie „selbstlose Lie-

be“ schenken. Diese ganz verschiede-

nen Handlungsanforderungen rufen 

hohe Belastungen hervor. Zudem wird 

den Frauen Beziehungsarbeit nicht 

nur im familiären Bereich, sondern in 

wechselseitiger Abhängigkeit auch in 

beruflichen und in allen anderen ge-

sellschaftlichen Tätigkeiten abverlangt. 

Frauen sind also nicht genauso wie 

Männer unterdrückt und noch zusätz-

lich belastet, sondern ihre Unterdrü-

ckung ist von anderer Qualität. 

GEWACHSENE 
ANSPRÜCHE 

Die politischen und diskursiven Erfolge 

der Frauenbewegungen, steigende Be-

rufstätigkeit und wachsende Qualifika-

tion haben das Bewusstsein von Frauen 

verändert. Frauen stellen höhere An-

sprüche an partnerschaftliche Bezie-

hungen: Anerkennung, liebevoller Um-

gang, geistiger Austausch und erfüllte 

Sexualität werden als Bedürfnisse for-

muliert. Mangelnde sozialökonomi-

sche Absicherung, Stress, übermäßiger 

Kräfteverschleiß und Entfremdung 

der Gefühle stehen in Widerspruch 

zu diesen Ansprüchen und bilden den 

Hintergrund für aufreibende Konflikte. 

Das gesellschaftlich propagierte Ideal 

einer lebenslangen Ehegemeinschaft 

ist brüchig geworden. Fast jede dritte – 

und im städtischen Bereich jede zweite 

– Ehe wird wieder geschieden. 

Ein neues Selbstverständnis vor allem 

junger Frauen, die auf die Erfüllung ih-

rer Ansprüche nicht verzichten wollen, 

steht in Widerspruch zu den gesell-

schaftlichen Rahmenbedingungen. Der 

Anteil an Frauen, die sich unter diesen 

Bedingungen freiwillig oder unfreiwil-

lig für ein Leben als Single und bewusst 

für Kinderlosigkeit entscheiden, ist 

angewachsen. Da viele ausschließlich 
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über prekäre Beschäftigungsverhält-

nisse ihre Existenz sichern können, 

wächst das Risiko der Armutsgefähr-

dung und sozialen Ausgrenzung. 

Der gesellschaftliche Wandel betrifft 

auch die Haltung zu Kindern. Größer 

werdende Teile der Bevölkerung gehen 

stärker auf kindliche Bedürfnisse ein, 

lehnen autoritäres und gewalttätiges 

Verhalten ab und befürworten eine 

neue, bewusste Vaterschaft. Trotzdem 

übernehmen Väter bei der Beschäfti-

gung mit Kindern meist jene Tätigkei-

ten, die Spaß machen – Spielen, Spor-

teln – (durchschnittlich täglich eine 

halbe Stunde), während den Müttern 

die Versorgungs- und Betreuungsar-

beit (täglich im Schnitt eineinviertel 

Stunden) bleibt. Keine Spur also von 

„Halbe/Halbe“: Die zaghaften Ansätze 

eines veränderten Rollenverhaltens er-

fahren im Zeichen der neuen zeitöko-

nomischen Bedingungen, unter denen 

Erwerbsarbeit geleistet wird, sogar ei-

nen Rückwärtstrend. 

Nicht alle „neuen Väter“ wollen die tat-

sächliche Übernahme von Verantwor-

tung in der Betreuung von Kindern. 

Einige von ihnen vertreten nicht sel-

ten rückwärtsgewandte biologistische 

Ideologien: Das „Recht auf das eigene 

Fleisch und Blut“ artet bei Trennungen 

von Eltern mitunter in Machtkämpfe 

um das Kind aus, in welchen die bio-

logische Vaterschaft über die soziale 

Verantwortung gegenüber dem Kind 

gestellt wird. Die Kämpfe um das vä-

terliche Sorgerecht werden oft aus 

finanziellen Erwägungen geführt, um 

Alimentationszahlungen zu entgehen. 

FAMILIE IM WANDEL

Vor allem die „Neue Frauenbewegung“ 

machte darauf aufmerksam, dass Bu-

ben und Mädchen in der Familie sehr 

unterschiedlich sozialisiert werden. 

Mädchen werden darauf vorbereitet, 

in die traditionelle Rollenverteilung 

einzuwilligen. Die traditionelle Familie 

ist immer noch ein Ort weiblicher Un-

terdrückung und Fortschreibung von 

Herrschaft von Generation zu Gene-

ration. Die Befreiung der Frau und die 

Entwicklung ihrer eigenständigen Per-

sönlichkeit ist ohne Befreiung vom tra-

ditionellen Familienbild nicht denkbar. 

Die traditionelle Familie – Mann-Frau-

Kind(er) – wird immer seltener. Es gibt 

wachsende Scheidungsraten, eine stei-

gende Zahl alleinerziehender Eltern, 

vor allem Frauen, und neue Partner-

schaftsmodelle. Dennoch orientieren 

sich Sozialversicherungs-, Tarif- oder 

Arbeitszeitgestaltungen zum Teil nach 

wie vor am männlichen Familiener- 

nährer-Modell. 

Soziale, politische und Arbeitsfragen 

können nicht voneinander getrennt 

diskutiert werden, ebensowenig Indi-

viduum und Gesellschaft. Statt Proble-

me zu individualisieren, muss die ge-

sellschaftliche Verantwortung gestärkt 

werden.

FAMILIENPOLITIK UND 
KINDERBETREUUNG 

Alleinerziehende und Familien mit 

mehreren Kindern sind massiv von Ar-

mut bedroht. Noch stärker als die Kin-

derzahl wirkt sich jedoch aus, ob nur 

ein Einkommen zur Verfügung steht 

oder beide PartnerInnen berufstätig 

sind und wie hoch deren Einkommen 

ist. Es liegt also auf der Hand, dass 

eine entsprechende Lohn- und Arbeits-

marktpolitik die beste „Familienpoli-

tik“ wäre. Im Widerspruch dazu stehen 

sinkende Lohnquote und steigende 

steuerliche Belastungen der einzelnen 

Haushalte. Das von konservativen Kräf-

ten verfolgte steuerliche Ehegatten- 

splitting würde eine Belohnung für den 

Verzicht – der Frauen – auf Erwerbs-

tätigkeit bedeuten, die zudem an die 

Männer ausbezahlt würde.

KINDERBETREUUNG
AUCH IM 
21. JAHRHUNDERT 
UNBEFRIEDIGEND 

Ansätze, wie das verpflichtende Kin-

dergartenjahr im 5. Lebensjahr des 

Kindes – das ja auch die Verpflichtung 

der Kommunen bedeutet, entsprechen-

de Plätze und ausreichend qualifizier-

tes Personal zur Verfügung zu stellen 

– gehen in die richtige Richtung, lösen 

aber viele drängende Probleme nicht. 

Die gesellschaftliche Bewertung der 

Tätigkeit von Menschen – fast aus-

schließlich Frauen – die außerfamili-

äre Kinderbetreuung leisten, ist eine 

Zumutung. Die Entlohnung dieser an-

spruchsvollen und verantwortungs-

vollen Arbeit und die allgemeine An-

erkennung liegen unter den meisten 

„männlichen“ Erwerbsarbeiten. Ver-

gleicht man beispielsweise die Entloh-

nung eines Automechanikers mit der 

einer Kindergartenpädagogin, muss 
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man sich fragen: Sind Autos wichti-

ger als Kinder? Bei solchen „typisch“ 

männlichen und weiblichen Berufen 

sieht man, wie die Entlohnung der Dis-

kriminierung folgt, nicht der Bedeu-

tung der Tätigkeit.

Dazu kommen Arbeitsbedingungen 

mit viel zu großen Kindergruppen und 

allzu oft in Räumlichkeiten, die für die 

Betreuung von kleinen Kindern nicht 

geeignet sind. Zehntausende Frauen in 

ganz Österreich können wegen fehlen-

der Kinderbetreuungseinrichtungen 

nicht berufstätig sein. 

EIN KREISLAUF VON 
DISKRIMINIERUNGEN 

Die Verpflichtung der Frau für die Fa-

milie, begründet mit ihrer angeblichen 

wesensmäßigen Andersartigkeit, dient 

der Aufrechterhaltung von Eigentums- 

und Machtstrukturen. Das bürgerliche 

Familienmodell dient dem Profitin-

teresse des Kapitals, gesellschaftlich 

notwendige Arbeit zur Reproduktion 

der Ware Arbeitskraft weitgehend un-

entgeltlich abschieben zu können. Von 

Beginn an befand sich die konserva-

tive Familienideologie durch die Be-

schränkung der Frau auf die Familie im 

Widerspruch zu jenen ökonomischen 

Interessen des Kapitals, welche weib-

liche Arbeitskräfte nach Bedarf in der 

Produktion und im Dienstleistungsbe-

reich flexibel einsetzen wollen. 

Dieser Widerspruch wird in unse-

rer Gesellschaft durch eine staatliche 

Familienpolitik abgefedert, die sich 

tendenziell nach den konjunkturellen 

Schwankungen richtet und ein Span-

nungsfeld für politische und ideologi-

sche Kämpfe erzeugt.

Die politischen und sozialen Grund-

lagen jeder Form von Familienleben 

werden durch den neoliberalen Umbau 

der Gesellschaften unterminiert. Die 

Prekarisierung der Beschäftigungs-

verhältnisse erfasst zunehmend auch 

die männerdominierten Branchen des 

Arbeitsmarktes. Überarbeitung und 

Erwerbsarbeitslosigkeit wechseln sich 

ab. Die geforderte totale Flexibilität bei 

der Suche nach Erwerbsarbeit und im 

Arbeitsprozess, steigende Mobilitäts-

anforderungen und befristete Miet-

verträge machen es schwer, private 

und familiäre Netze zu knüpfen und zu 

pflegen.

Der Alltag von Alleinerziehenden und 

Patchwork-Familien ist, wenn alles 

halbwegs funktionieren soll, mit be-

sonders großen Anspannungen und 

Organisations- und Moderationsauf-

wand verbunden. Auch dieser wird in 

der Regel von Frauen eingefordert.

EIN NEUER ANLAUF
ODER ALTERSARMUT? 

Für viele Frauen eröffnen sich in der 

Zeitspanne zwischen 40 und 60 Jahren 

neue Freiräume: Die Kinder sind selbst-

ständig, Frauen können sich nun voll 

auf ihren Beruf konzentrieren. Versu-

chen Frauen, nach einer Familienphase 

wieder in den Beruf einzusteigen, bie-

ten sich ihnen zu wenige Möglichkei-

ten, ihre Fähigkeiten zu entfalten. So 

gibt es z.B. vielfach bereits Bereiche, in 

denen Frauen – unabhängig von ihren 

Bildungsvoraussetzungen und Qualifi-

kationen - kaum mehr Vollzeitarbeits-

plätze vorfinden. Ob Handelsange-

stellte mit Lehre oder Beschäftigte im 

Gesundheits-, Sozial- oder Erwachse-

nenbildungsbereich mit universitärem 

Abschluss, die Grenzen sind mit vorge-

gebenen Teilzeitjobs klar gesetzt und 

tragen zu Existenzgefährdung bei. Ein 

„verpasster Anschluss“ zwingt über-

dies viele Frauen zu Hilfstätigkeiten. 

Darüber hinaus sind Frauen oft in die-

ser Lebensphase von Altersdiskrimi-

nierung betroffen. Am Arbeitsmarkt 

gelten weibliche Arbeitskräfte vielfach 

schon ab 35 als „alt“ und werden abge-

wertet und ausgegrenzt. Sie bleiben, 

weil Arbeitsplätze fehlen, von ihrem 

Mann abhängig und unfreiwillig vom 

Arbeitsmarkt ausgeschlossen.

Die Erwerbsarbeitslosigkeit älterer 

Frauen steigt in erschreckendem Aus-

maß. Dennoch werden die Möglich-

keiten für Frühpensionierungen bei 

langer Arbeitslosigkeit oder Krankheit 

sukzessive erschwert bzw. abgeschafft. 

Außerdem wurde die stufenweise An-

hebung des gesetzlichen Pensions-

alters für Frauen auf 65 Jahre fixiert. 

Ständig wird Druck ausgeübt, diese 

Verschlechterung baldmöglichst um-

zusetzen. 

Die systematische Diskriminierung 

der Frau setzt sich im Pensionsalter 

fort. 2014 waren rund 70 Prozent der 

BezieherInnen der Ausgleichszulage 

weiblich. Frauen stellen das Gros der 

MindestsicherungsempfängerInnen.



25F r a u e n p r o g r a m m  –  K P Ö  S t e i e r m a r k

Für eine neue Kultur
des Zusammenlebens

Frauenkampf im Spannungsfeld 
pol it ischer Interessen4 5

Die durchschnittliche Pensionshöhe 

bei den ASVG-Versicherten lag im Jahr 

2012 bei männlichen Pensionisten 

60 % über jener von Frauen. In allen 

Bezugsvarianten ist die Schere zwi-

schen Männer- und Frauenpensionen 

nach wie vor gravierend. Längere und 

künftig lebenslange Durchrechnungs-

zeiträume für die Pensionsbemessung 

haben eine weitere Senkung der Frau-

enpensionen zur Folge, die durch die 

Anrechnung von Zeiten für die Kinder-

erziehung nicht entsprechend ausge-

glichen werden. 

Die Gewährung der Ausgleichszulage 

hängt neben der Pensionshöhe auch 

– wie der Anspruch auf Notstands-

hilfe oder Mindestsicherung – vom 

Haushaltseinkommen ab. Wenn also 

das Haushaltseinkommen den Richt-

wert übersteigt, verliert die Frau trotz 

Kleinstpension auch diesen Anspruch. 

Da für viele Frauen die Eigenpension 

so gering ist, verhindert die (inzwi-

schen ebenfalls umstrittene) Witwen-

rente lediglich das Absacken unter das 

Existenzminimum. 

TENDENZ ZUM 
AUSSCHLUSS 

Dem weiblichen Diskriminierungs-

kreislauf sind in besonderem Maß jene 

Frauen ausgeliefert, die der Verwer-

tungslogik des Kapitals am wenigsten 

entsprechen. In einer Gesellschaft, in 

der der Profit oberstes Prinzip ist, gel-

ten Behinderte als Arbeitskraft „min-

derer Güte“, von deren Beschäftigungs-

verpflichtung sich Betriebe durch einen 

Bagatellbetrag freikaufen können. Sie 

 
UNSERE
ORIENTIERUNG

Ziel muss die Beseitigung der 

ökonomischen Ungleichheit sein. 

Wir setzen uns für die soziale 

Absicherung der Vereinbarkeit 

von Beruf und Reproduktions-

arbeit ein sowie für eine Umver-

teilung und Neubewertung von 

Erwerbsarbeit und Familienar-

beit zwischen den Geschlech-

tern. Längerfristig fordern wir, 

die Hausarbeit gut bezahlt zu 

vergesellschaften (z. B. flächen-

deckend Betriebskantinen, Kin-

derkrippen, Wäschereien). 

Unterschiedliche Lebensformen 

(Wohngemeinschaften, Ehe und 

sind Opfer von Kürzungsprogrammen 

(z.B. beim Pflegegeld), verfügen meist 

über wenig Geld und sind in ihren Teil-

habemöglichkeiten eingeschränkt. 

Frauen mit Behinderung sind häufig 

Opfer von Vergewaltigungen oder se-

xuellen Belästigungen. Noch immer 

sehen Ärzte und Ärztinnen unter Um-

ständen ihre Sterilisation als selbst-

verständliches Verhütungsmittel an. In 

der bunten Warenwelt, die den Käufe-

rInnen Jugend, Schönheit und sexuelles 

Glück verspricht, haben Menschen mit 

Behinderung, seelisch kranke, alte und 

abgearbeitete Menschen keinen Platz. 

Alle diese Gründe führen zu einer Ten-

denz des Ausschlusses in einer Gesell-

schaft, die Solidarität mit Benachtei-

ligten als überholt betrachtet und sie 

ausschließlich karitativen Institutio-

nen überlässt. 

Entsolidarisierung prägt auch den Le-

bensalltag von MigrantInnen: Als billi-

ge Arbeitskraft einstmals gerufen, sind 

sie und ihre Kinder und Enkel heute 

oft Diskriminierung, ja Verfolgung und 

Menschenverachtung ausgesetzt. 

KAMPF UM DEN 
SOZIALSTAAT IN DER
KRISE

Regierung, Industriellenvereinigung 

und Medien behaupten, dass die 

Staatsausgaben in den letzten Jahren 

explodiert seien und erklären den Men-

schen damit „notwendige“ Kürzungen 

bei Pensionen, im Bildungs-, Gesund-

heits-, Kultur- und Sozialbereich. Die 

Zahlen der Statistik Austria sprechen 

jedoch eine andere Sprache: Tatsäch-

lich „explodiert“ sind Dividendenaus-

schüttungen bzw. Gewinnentnahmen 

von Kapitalgesellschaften, während die 

Lohnquote, also der Anteil der Löhne 

und Gehälter an der Wertschöpfung, 

zurückgegangen ist. Besonders die un-

teren Einkommen haben in den letzten 

Jahren beträchtliche Reallohnverluste 

erlitten.

Es gibt keine differenzierte Auseinan-

dersetzung um die Weiterentwicklung 

sozialer Standards mehr. Abwehr-

kämpfe gegen Verschlechterungen 

werden als Festhalten an Privilegien 

verunglimpft und Betroffene werden 

gegeneinander ausgespielt.
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Lebensgemeinschaften, gleich- 

geschlechtliche Paarbeziehun-

gen, Singles, AlleinerzieherIn-

nen u.a.) dürfen keine Diskri-

minierungen nach sich ziehen. 

Das Steuer- und Sozialrecht ist 

gegenüber allen Formen des 

Zusammenlebens neutral zu 

gestalten. Wir fordern eine in-

dividuelle Besteuerung und die 

Aufrechterhaltung des Systems 

der Pflichtversicherung. 

Wir sprechen uns gegen eine 

Privatisierung der sozialen Vor-

sorge (Alters-, Gesundheits-, 

Pflege-, Arbeitslosen-, Unfall-

versicherung) aus. Sie darf nicht 

den Profit- und Spekulations-

zwecken von Versicherungsge-

sellschaften dienen, sondern 

muss als gesamtgesellschaftli-

che Aufgabe wahrgenommen 

werden. Wir fordern deshalb 

einen kontinuierlichen Ausbau 

der sozialen Vorsorge.

Wohnen darf keine Ware, 

Wohnraum kein Spekulations-

objekt sein! Wir fordern den 

Ausbau des sozialen Wohn-

baus, der ausreichenden Wohn-

raum für alle zu erschwingli-

chen Mieten sichern soll. Wir 

verlangen ein Verbot von Ma-

klergebühren für Mieter und 

Mieterinnen und die Bekämp-

fung von Ablösewucher. Der 

Explosion der Wohnkosten – 

sowohl der Mieten als auch der 

Betriebskosten – muss durch 

klare gesetzliche Regelung zur 

Beschränkung entgegengetre-

ten werden. 

Der Ausbau und die Attraktivi-

tät von öffentlichen Verkehrs-

mitteln sind ein entscheidender 

Schlüssel für eine nachhaltige 

und ökologisch sinnvolle Ent-

wicklung. Wir treten dafür ein, 

dass öffentliche Verkehrsmittel 

gratis genutzt und durch Um-

verteilung finanziert werden. 

Als ersten Schritt fordern wir 

eine Nahverkehrsabgabe von 

den Unternehmen, um den 

Ausbau des Öffentlichen Nah-

verkehrs voranzutreiben.

Gerade die Belastungen und 

Zumutungen des Alltags vieler 

Frauen machen deutlich, wie 

drängend und dringend die 

Frage nach sozialer- und Exis-

tenzsicherheit gestellt werden 

muss. Wir unterstützen For-

derungen, die Sozialleistungen 

zu erhalten, auszubauen und 

den Sozialstaat den Bedürfnis-

sen von Frauen entsprechend 

umzugestalten und verteidigen 

alle bereits bestehenden Leis-

tungen. Soziale Sicherheit muss 

durch Umverteilung von oben 

nach unten finanziert werden. 

Sowohl im Sinne der (Neu-)Ver-

teilung von Zeit, Geld und Arbeit 

als auch gegen die wachsende 

Armut ist eine existenzsichern-

de Grundsicherung und eine 

den Neigungen und Fähigkeiten 

entsprechende Beschäftigung 

notwendig. 

Wir sind für die Inklusion von 

Menschen mit Behinderungen, 

für ihre Mitsprache und Mitent-

scheidung auf allen Ebenen; für 

eine Ergänzung des kausalen 

Unfall- und Behindertenrechts 

durch eine flächendeckende 

Pflegesicherung mit ausrei-

chenden Geld- und Sachleis-

tungen. Das Pflegegeld muss als 

Geldleistung bestehen bleiben 

und in seiner Höhe den jewei-

ligen Preissteigerungen in allen 

Konsum- und Verbraucherbe-

reichen angepasst werden. 

Wir verlangen eine in ganz Ös-

terreich geltende einheitliche 

Sozialgesetzgebung. 
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KAPITEL 4

FÜR EINE NEUE
KULTUR DES
ZUSAMMENLEBENS

Die Diskriminierung der Frau ist nicht 

auf gesellschaftliche Produktion und 

Familie beschränkt, sondern ist in allen 

kulturellen, ideologischen und religiö-

sen Bereichen wirksam.

Im Begriff „Sexismus“ ist das ganze Sys-

tem von Vorurteilen, Herabwürdigun-

gen und Benachteiligungen aufgrund 

des Geschlechtes inbegriffen. Sexis-

mus ist vor allem ein Strukturmerkmal 

der Klassengesellschaft. Es geht vor 

allem darum, die Aufrechterhaltung 

von gesellschaftlichen Hierarchien zu 

rechtfertigen. Frauen werden in der 

Gesellschaft oft mehrfach wegen ihres 

Geschlechts und je nachdem auch auf-

grund ihrer Hautfarbe, Schichtzugehö-

rigkeit, sexuellen Orientierung usw. in 

allen gesellschaftlich relevanten Zu-

sammenhängen benachteiligt.

Die männliche Dominanz spiegelt sich 

in der Sprache wider: Frauen schei-

nen meist nicht auf, sie werden einfach 

männlichen Begriffen/Bezeichnungen 

untergeordnet. 

Wertorientierungen werden durch 

sprachliche Formen/Attribute über-

mittelt. Sie stehen auch in enger  

Beziehung zur sozial-ökonomischen 

Struktur der gesellschaftlichen Ar-

beitsteilung. Dabei werden Arbeiten 

in wichtig und unwichtig eingeteilt. 

„Wichtigen Menschen“ muss „unwich-

tige Tätigkeit“ abgenommen werden. 

Letztere hat allerdings oft an sich, dass 

ohne sie gar nichts funktionieren wür-

de. Es gilt, diese Strukturen zu brechen 

und für eine neue Kultur des Zusam-

menlebens einzutreten.

Sexismus schlägt sich unter anderem in 

der Geschichtsschreibung nieder.



28 F r a u e n p r o g r a m m  –  K P Ö  S t e i e r m a r k

Die Bedeutung globaler
Entwicklungen für  Frauen

Für das Recht  auf  Arbeit
und Bi ldung

Vom sozialen Risiko,
Frau zu sein1 2 3

FORMEN DER GEWALT

Gewalt gegen Frauen ist alltäglich. 

Frauen sind von Geburt an – je nach 

Klassenlage, nationaler Herkunft, re-

ligiösen Traditionen und kulturellem 

Umfeld - jeweils verschiedenen For-

men von Gewalt ausgesetzt. Zwischen 

extremen körperlichen und subtileren 

Formen der psychischen und sozialen 

Gewalt besteht ein Zusammenhang.

Aspekte der Gewalt gegen Frauen sind 

oft derart in das „normale“ Denken und 

alltägliche Verhalten integriert, dass 

sie nicht mehr wahrgenommen wer-

den. Aber patriarchale Macht und Kon-

trolle sind auch dort vorhanden, wo 

Frauen die männliche Vorherrschaft 

verinnerlicht haben und gar nicht in 

Frage stellen. 

Ein Geflecht aus Geringschätzung weib-

licher Leistungen, herabwürdigender 

Behandlung, sexistischer Witze, ver-

baler Obszönitäten, sexueller Belästi-

gungen am Arbeitsplatz oder auf der 

Straße und struktureller Missachtung 

individueller Lebensplanung sind auch 

heute, nach Jahrzehnten feministischer 

und frauenpolitischer Bewusstseinsar-

beit, wirksam und festigen Gewaltver-

hältnisse.

Auch in den eigenen vier Wänden, in-

nerhalb der Familie, ist Gewalt häufig 

trauriger Alltag.

Vergewaltigungen sind männliche 

Machtmittel gegenüber Frauen. Gemäß 

dem Entwicklungsfonds der vereinig-

ten Nationen für Frauen (UNIFEM) 

wird jede dritte Frau weltweit in ihrem 

Leben einmal vergewaltigt, geschlagen, 

zum Sex gezwungen oder auf ande-

re Weise misshandelt. In Kriegs- und 

Krisengebieten sind Frauen besonders 

gefährdet. Vergewaltigung ist Teil der 

männlich geprägten Kriegsführung.

DIE WIRKUNG DER 
BILDER 

Die patriarchalen Bilder von Weiblich-

keit und die herrschenden Vorstellun-

gen über das Männliche prägen die 

Geschlechter. Daher rührt auch die 

ambivalente Einstellung vieler Frauen 

zu ihren geistigen Fähigkeiten, zu ihrer 

Körperlichkeit und Sexualität.

Obwohl gerade in der Werbung primi-

tiver Sexismus weiterhin eine große 

Rolle spielt, tragen heute die Werbe-

linien von Plakaten einerseits und die 

Produktwerbung in Fernsehen und 

Medien andererseits oft einem ver-

änderten Frauenbild Rechnung. Nicht 

mehr die betuliche Hausfrau vergange-

ner Zeiten, sondern die junge, gerten-

schlanke, mode- und selbstbewusste 

und offensichtlich kaufkräftige Konsu-

mentin steht im Mittelpunkt. 

Den Frauen wird eingeredet, ihr Aus-

sehen als unverzichtbares Kapital für 

beruflichen Aufstieg und gesellschaft-

lichen Erfolg eigenverantwortlich ma-

nagen zu müssen. An der neolibera-

len Zurichtung der Körper verdienen 

Schönheitschirurgen, Kosmetik- und 

Pharmaindustrie, Hochglanzmagazine 

und Fernsehshows. Uns wird der nor-

mierte Körper einer entsolidarisierten 

Leistungsgesellschaft unter ständig 

wechselnden Schönheitsidealen so auf-

gezwungen.

In diesem Raster haben ältere Frauen 

keinen Platz. Mit zunehmendem Al-

ter werden sie für die Öffentlichkeit 

unsichtbar. Sie werden in der gesell-

schaftlichen Kommunikation totge-

schwiegen. Ihr Bild wird geprägt von 

der Werbung der Pharmaindustrie, 

wenn es gilt, Medikamente z. B. gegen 

Demenz oder Inkontinenz an die Frau 

zu bringen.

Zunehmend verschwimmen die Gren-

zen zwischen Werbung und Porno-

graphie. Es geht uns nicht darum, die 

Darstellung von nackten Körpern oder 

von sexuellen Handlungen zu verhin-

dern, sondern gegen die Entwürdi-

gung der Frau und ihre Degradierung 

als Gratisbeigabe zu einer beliebigen 

Ware anzukämpfen. Die Inflation von 

(verdinglichter) Sexualität in Medien 

und Werbung mündet in der Selbst-

verständlichkeit des Sich-Verkau-

fen-Müssens: als Arbeitskraft wie auch 

als sexuelles Objekt. Neue Medien und 

Internetplattformen verführen vor al-

lem junge Menschen zu unüberlegter 

Freizügigkeit und Preisgabe intimer 

Details, die unauslöschlich gespeichert 

werden und zu neuen Diskriminierun-

gen bis hin zu Cybermobbing und Er-

pressungen führen können. 

Der Kreislauf aus Anbieten und Kon-

sumieren lässt die persönlichen Be-

ziehungen nicht unberührt. Ökonomi-

sche Klassenrealität und hierarchische 
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Strukturen sind auch in privaten Be-

reichen wirksam. Besitzdenken, Angst 

vor Versagen, das Gefühl, auf dem Prüf-

stand zu stehen, zerstören das Selbst-

bewusstsein und stützen damit den 

Kapitalismus. Sie führen zur Perfekti-

onierung der eigenen Verwertbarkeit 

für die herrschenden Interessen, zur 

Anpassung und damit zu einer defensi-

ven Lebenshaltung.

Um die zerstörerische Wirkung der Bil-

der aufzuheben, muss man sich zu den 

eigenen Lebensbedingungen bewusst 

verhalten und als Person eine eigen-

ständige Identität und ein kollektives 

Bewusstsein entwickeln.

Dazu bedarf es einer selbstbewuss-

ten und offensiven Lebenseinstellung. 

Diese ist Voraussetzung für eine aktive 

Teilnahme am politischen Leben. Sie 

setzt die Wertschätzung aller voraus, 

unabhängig von Konsumdenken, Wett-

bewerbs- und Verwertungslogik.

Anpassung bedeutet, an Unterdrü-

ckung teilzuhaben. Damit werden Ver-

hältnisse reproduziert, in denen die 

Entwicklung des einen Menschen die 

relative Entwicklungslosigkeit des an-

deren zur Voraussetzung hat. 

FÜR DAS RECHT AUF
SEXUELLE 
SELBSTBESTIMMUNG 

Die Liberalisierung der Sexualität er-

möglichte einerseits, freier und offener 

über weibliche Bedürfnisse zu spre-

chen. Andererseits brachte dieser Fort-

schritt auch neue Formen des Sexismus 

mit sich: Massenhafte Vermarktung 

weiblicher Sexualität durch die Porno- 

Industrie.

Frauen begannen, das Recht zu bean-

spruchen, über den eigenen Körper 

zu verfügen und statt Anpassung ei-

gene Lust zu erleben. Das Entdecken 

des eigenen Körpers brach mit Tabus 

und brachte Frauen ein neues Selbst-

verständnis. Die Ausrichtung eigener 

Bedürfnisse nach männlichen Wunsch-

vorstellungen wurde hinterfragt.

Männer erkennen und wünschen zwar, 

dass Frauen Lust haben, sie bestimmen 

jedoch zugleich, gegebenenfalls subtil, 

wie ihre Lust auszusehen hat. Auf diese 

Art ist es schwierig, ein eigenes weib-

liches sexuelles Selbstverständnis zu 

entwickeln. 

Von traditionellen Mann-Frau-Bezie-

hungen ausgehende Denkmuster hal-

ten es für unnatürlich, dass Frauen im 

Mittelpunkt eines Frauenlebens stehen 

können. Die Ignoranz gegenüber lesbi-

scher Liebe erzeugt in vielen lesbisch 

empfindenden Frauen das Gefühl, nicht 

„normal“ zu sein. 

SELBSTBESTIMMTE
REPRODUKTION

Die Kirchenhierarchie betrieb über 

Jahrhunderte im Interesse der jeweils 

herrschenden Klasse eine ideologi-

sche Zurichtung der Bevölkerung. Ge-

schlechtsverkehr durfte nur in der Ehe, 

und zwar ausschließlich zum Zweck 

der Fortpflanzung, stattfinden. Über 

Ehevorschriften zu wachen, das Ge-

schlechtsleben zu kontrollieren und 

Sinnlichkeit mit Schuld und Sühne zu 

beladen, verfestigte die gesellschaftli-

chen Herrschaftsverhältnisse. 

Der Hexenwahn und die Hexenverbren-

nungen setzten auf brutalste Art feudale 

und kirchliche Machtverhältnisse durch 

und zementierten sie. Das hat hundert-

tausenden Frauen über mehrere Jahr-

hunderte das Leben gekostet. Die Hexen-

verfolgungen dienten auch dem Aufbau 

einer neuen patriarchalen Ordnung. Die 

Körper der Frauen, ihre Arbeit und ihr 

reproduktives Vermögen wurden unter 

staatliche Kontrolle gestellt und in öko-

nomische Ressourcen verwandelt. Das 

Ziel der Hexenjagd bestand nicht darin, 

gesellschaftlich als solche anerkannte 

Verbrechen zu bestrafen. Vielmehr soll-

ten bislang akzeptierte Praktiken und 

Gruppen angegriffen und durch Terror 

und Kriminalisierung aus der Gemein-

schaft entfernt werden.

Die Kontrolle und Unterwerfung des 

Gebärvermögens der Frau bedeutet 

die Kontrolle über die Fortpflanzung 

der unterdrückten Klassen. Das Verbot 

von Verhütung und Abtreibung ist also 

eine Klassenfrage. Bis in die 70er Jahre 

des vorigen Jahrhunderts waren jene 

Frauen, die in Österreich wegen eines 

illegalen Eingriffs vor Gericht standen, 

vorwiegend Arbeiterinnen, Küchenge-

hilfinnen und Mägde. 

Frauen haben stets abgetrieben, sei es 

aus persönlichen, finanziellen oder öko-

nomischen Gegebenheiten. Sie wurden 

in die Illegalität gedrängt und damit 

nicht selten in den Tod.
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Deshalb ist die Fristenregelung von 

1975 ein bedeutender Erfolg der Frau-

enbewegung, weil sie die Straffreiheit 

für einen Schwangerschaftsabbruch 

bis zum vollendeten dritten Monat 

brachte. Allerdings führen viele Spitä-

ler bis heute keinen Schwangerschafts-

abbruch durch und auch die Kostenfra-

ge ist nach wie vor nicht gelöst. 

Noch immer ist in Österreich ein 

Schwangerschaftsabbruch im Strafge-

setz verankert. Die Fristenlösung ge-

währt lediglich Ausnahmen von einer 

Bestrafung und steht somit in einem 

strafrechtlich fragilen Raum. Rechts-

konservative und klerikale Kreise ha-

ben sich nie mit der Fristenlösung ab-

gefunden und setzen in Zeiten einer 

rechtskonservativen Wende erneut zu 

massiven Angriffen auf den Schwanger-

schaftsabbruch an, wie Beispiele aus 

den USA und Spanien, aber auch Öster-

reich, zeigen. In finanziell aufwendigen 

Kampagnen werden Frauen terrorisiert, 

wird der Abbruch der Schwangerschaft 

mit Mord gleichgesetzt. 

Je mehr der Fötus in den Rang einer ei-

genständigen juristischen Person erho-

ben wird, desto weniger wird die Frau 

als Subjekt geachtet. Damit wird ihr 

das Recht, über ihren Körper selbst zu 

bestimmen, streitig gemacht. Die Ent-

scheidung der Frau, eine Schwanger-

schaft im Interesse ihrer Gesundheit 

oder Persönlichkeitsentwicklung ab-

brechen zu lassen, kann nur sie selbst 

treffen.

Mit der Verbreitung von neuen Ver-

hütungsmitteln („die Pille“) erhielten 

Frauen bisher unbekannte Möglichkei-

ten, ungewollte Schwangerschaften zu 

verhindern. Eine Welle sexueller Frei-

zügigkeit - von manchen zunächst als 

„Revolution“ erlebt - brach mit Tabus 

(z.B. dem Jungfernmythos). Die letzt-

endliche Zuständigkeit für die Verhü-

tung wird allerdings bis heute oft den 

Frauen zugewiesen.

GESCHLECHTERGE-
RECHTE GESUNDHEITS-
UND KRANKENVER-
SORGUNG 

Gesundheit ist nicht nur die Abwesen-

heit von Krankheit. Gesundheit und 

Krankheit haben geschlechtsspezifisch 

unterschiedliche Bewertungen und 

Erscheinungsweisen. Über viele Jahr-

hunderte galt der menschliche Körper 

als männlich, an ihm wurde geforscht, 

experimentiert. Behandlungen von 

Krankheiten orientierten sich an mas-

kulinen Sichtweisen. Die Medizin war 

Männerdomäne, Frauen wurden in 

Österreich erst ab 1900 zum Medizin-

studium zugelassen. Klinische Studien 

oder Medikamente wurden die längste 

Zeit am jungen weißen männlichen Ob-

jekt ausgerichtet und getestet.

In den 1990er Jahren gewann mit 

frauenspezifischen Forschungsfeldern 

auch die Gendermedizin an Bedeutung. 

Dabei wurden interessante Erkennt-

nisse gewonnen. So etwa haben Frauen 

häufiger stumme Herzinfarkte als Män-

ner, die Symptome zeigen sich hier bei 

Frauen anders und die Todesrate ist hö-

her, Frauen leiden häufiger an Alzhei-

mer- und Stoffwechselerkrankungen 

und empfinden Schmerzen kürzer als 

Männer. Frauen haben durchschnitt-

lich eine um fünfeinhalb Jahre höhere 

Lebenserwartung, Männer weisen eine 

dreimal höhere Selbstmordrate auf.

Diese Erkenntnisse dringen erst lang-

sam ins öffentliche Bewusstsein: Neben 

den biologischen Unterschieden wie 

Körpergewicht oder Hormonhaushalt 

sind psychosoziale Faktoren ausschlag-

gebend für den Gesundheitszustand. 

Frauen haben andere Lebensrealitäten, 

ihr Stress unterscheidet sich von dem 

der Männer. Das männliche Rollenbild 

bewirkt, dass sich ihr Verständnis von 

Gesundheit in riskanterem Verhalten 

widerspiegelt, während Frauen Aggres-

sionen eher nach innen wenden.

Das aktuelle Gesundheitssystem ist 

ein Zwei-Klassen-System. Es bevor-

zugt Menschen, die über größere öko-

nomische Ressourcen verfügen. Sie 

können sich eine bessere Behandlung 

„erkaufen“. Sehr häufig zählen Frauen 

aufgrund ihrer wirtschaftlichen Situa-

tion, aber auch aufgrund unbewusster 

geschlechtsspezifischer Vorurteile zu 

den Benachteiligten.

VOM AUFBRUCH DER
FRAUENBEWEGUNG 

Die Frauenbewegungen entwickelten 

zu Beginn der 70er Jahre des vorigen 

Jahrhunderts eine neue Dynamik. Die-

sen Aufschwung bezeichnen viele als 

„Neue Frauenbewegung“, um auf die 

Unterschiede zur Frauenbewegung des 

vorvorigen und der ersten Hälfte des 

vergangenen Jahrhunderts hinzuweisen. 
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Es gibt aber auch Kontinuitäten dieser 

Bewegungen. Trotz der Polarisierung 

und Vereinnahmung der Frauen durch 

die Parteien nach 1945, führte eine mit 

der revolutionären ArbeiterInnenbe-

wegung verbundene demokratische 

Frauenbewegung den Kampf um die 

Einheit der Frauen für ihre Rechte. 

Verbesserungen im Arbeits- und Sozi-

alrecht, deren Untergrabung wir heute 

bekämpfen, konnten durchgesetzt wer-

den (z.B. Mutterschutz-, Heimarbeits-, 

Familienrechts-, Gleichbehandlungsge-

setz) und an den großen Friedensaktivi-

täten gegen Atomaufrüstung und Krieg 

waren maßgeblich Frauen beteiligt. 

Neu an der „Neuen Frauenbewegung“ 

war allerdings das gewachsene En-

gagement von weiblichen Angestellten. 

Während der Hochkonjunktur in den 

1960er Jahren stieg in den kapitalisti-

schen Ländern die Berufstätigkeit der 

Frau deutlich an. Gleichzeitig drangen 

Frauen in alle Bereiche der Bildung vor, 

qualifizierten sich, eroberten neue Po-

sitionen. Im Aufbruch der antiautoritä-

ren StudentInnen-Bewegung begannen 

Frauen ihre eigene Situation kritisch 

zu überdenken und sich politisch zu 

äußern. 

In den sozialistischen Ländern wurde 

bereits ab den 50er Jahren versucht, 

eine Frauenpolitik zu machen, die die 

soziale Ungleichheit zwischen Mann 

und Frau verringerte. Beispielsweise 

wurden bereits in der ersten Verfas-

sung der DDR die Gleichberechtigung 

von Mann und Frau und das Recht auf 

Arbeit festgeschrieben. Auch der be-

sondere Schutz der Frauen im Arbeits-

prozess, der staatliche Schutz von Mut-

terschaft, das gleiche Recht auf Bildung, 

gleicher Lohn für gleiche Arbeit und die 

gemeinsame Verantwortung von Mann 

und Frau für die Erziehung der Kinder 

erhielten Verfassungsrang. Damit war 

zwar ein gesetzlicher Grundstein für 

die gleichberechtigte Erziehung ge-

legt, ihrer Umsetzung standen jedoch 

größere Schwierigkeiten entgegen als 

ursprünglich gedacht, da die traditio-

nelle familiäre Arbeitsteilung tief im 

Bewusstsein der Gesellschaft veran-

kert war. Es zeigte sich, dass eine fort-

schrittliche Änderung von Gesetzen 

allein nicht automatisch das Verhalten 

der Menschen ändert. Dazu bedarf es 

weiterführender Maßnahmen, wie z. B. 

geschlechtersensibler Pädagogik. Ähn-

liche Gesetze wurden in Österreich erst 

später verabschiedet.

GEMEINSAM SIND WIR
STARK 

Die Frauenbewegungen entzündeten 

sich an unerträglichen Diskrepanzen: 

Am schönen Schein der Konsumwelt 

gegenüber der banalen Wirklichkeit 

von Ausbeutung und Herabsetzung. 

„Gemeinsam sind wir stark“ lautete die 

Devise des Aufbruchs in den 1970er 

Jahren. Frauen erhoben Anspruch auf 

Freiheit und Selbstbestimmung. Sie 

wollten alles: Beruf und Liebe, Kinder 

und politische Verantwortung.

Während in der DDR schon Anfang 

1972 die Schwangerschaftsunterbre-

chung innerhalb der ersten drei Mona-

te erlaubt war und versicherungsrecht-

lich dem Erkrankungsfall gleichgestellt 

wurde, formierte sich in Österreich 

die Frauenbewegung im breiten Pro-

test gegen den Paragraph 144 („Ab-

treibungsparagraph“) und für die For-

derung nach dem Recht der Frau auf 

Selbstbestimmung erst 1974.

In den 1980er Jahren entstanden in 

Österreich wieder politische Plattfor-

men für den Internationalen Frauentag 

(8. März). Dieser war schon 1910 von 

der Kommunistin Clara Zetkin auf der 

2. internationalen sozialistischen Frau-

enkonferenz gefordert und seit 1911 

weltweit begangen worden. Durch 

zwei Weltkriege, den Faschismus, in 

dem das Bild der Frau als Mutter ver-

herrlicht wurde, sowie durch das pro-

pagierte Ideal der Kleinfamilie in den 

50er und 60er Jahren war der Kampf 

um die Rechte der Frauen in den Hin-

tergrund gedrängt worden. Ziel des In-

ternationalen Frauentags war – neben 

der Forderung des Frauenwahlrechts – 

von Anfang an die Gleichberechtigung 

der Frau auf allen sozialen und politi-

schen Ebenen.

Später fanden sich aber auch andere 

gemeinsame Aktionsfelder, die dem 

praktischen Erfahrungsaustausch, der 

Frauenvernetzung und der theoreti-

schen Diskussion dienten. Das bunte 

Bild der österreichischen Frauenbe-

wegung reicht von autonomen Frauen-

gruppen, feministischen Wissenschaft-

lerinnen, linken Katholikinnen bzw. 

Christinnen, Frauen aus Frauenhaus- 

und Frauenprojekten, der Lesbenbe-

wegung bis hin zu Frauenfriedens- und 

Umweltgruppen, Frauenausschüssen 

von Parteien und Gewerkschaften, 
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Fraueninitiativen und -berufszusam-

menschlüssen, Frauenkultur-, Kom-

munikations- und Selbsterfahrungs-

gruppen und Frauen demokratischer 

Bewegungen.

Das gemeinsame Handeln von Frauen 

zeigte sich u. a. im Frauenvolksbegeh-

ren zur Gleichstellung von Frauen und 

Männern 1997 sowie bei der Frauen-

tagsdemonstration der 10.000 Frauen 

in Wien 2011.

WACHSENDE KONKUR-
RENZ DURCH NEOLI-
BERALE STRUKTUREN

Noch ehe patriarchale Strukturen auf-

gebrochen werden konnten, entstan-

den für die Frauen ab Mitte der 1980er 

Jahre härtere Bedingungen. Arbeits-

losigkeit, verschärfte Konkurrenz am 

Arbeitsmarkt, sexistische Medienstra-

tegien, Privatisierungspolitik und kon-

servative Familienideologien drängten 

die Frauenbewegung in Abwehrkämp-

fe. Antifeministische Strömungen leb-

ten wieder auf und es kam zu einer Re-

privatisierung der „Frauenfrage“.

Der Wettbewerb um beruflichen Zu-

gang, Aufstieg und Anerkennung ließ 

Frauen in Konkurrenz zueinander tre-

ten und relativierte den Traum von 

Harmonie und Frauensolidarität. Die 

zum „Staatsfeminismus“ avancierten 

Frauenanliegen, die in Gleichbehand-

lungskommissionen, Frauenbeauftrag-

ten, Frauenministerinnen, Frauenre-

feraten usw. ihren Ausdruck fanden, 

standen in Konkurrenz zu autonomen 

Frauenprojekten, die nun in verstärk-

tem Maß um Finanzierung, also ums 

Überleben kämpften.

Unter dem Dogma des Neoliberalismus 

droht nun bereits Erkämpftes weit-

gehend wegzubrechen. Bezeichnend 

dafür ist, dass die bereits gesetzlich 

verankerten Fortschritte in sozialis-

tischen Ländern nach Scheitern des 

Realsozialismus und der Rückkehr des 

Kapitalismus großteils geschleift wur-

den. Beispielsweise hatten in der DDR 

berufstätige Mütter ein Recht auf kür-

zere Wochenarbeitszeiten und länge-

ren Jahresurlaub.

Der ökonomische und soziale Druck 

nimmt weiter zu, und Vorstellun-

gen von einem eigenständigen Leben 

rücken für viele in weite Ferne. Die 

Konkurrenz unter Frauen wird zur 

Stabilisierung des neoliberalen und pa-

triarchalen Systems benutzt. 

FRAUEN ZU BEGINN DES
21. JAHRHUNDERTS

Zu Beginn des 21. Jahrhunderts drohen 

bereits erkämpfte Rechte von Frau-

en verwässert und der Lächerlichkeit 

preisgegeben zu werden. Frauenre-

ferate als Ausdruck von Demokratie-

bestrebungen geraten aufgrund der 

erstarkenden neoliberalen Machtver-

hältnisse immer stärker unter Druck.

Feministische Forschung dringt zwar 

in die etablierte Wissenschaft vor, 

läuft allerdings Gefahr, durch Gender-

mainstreaming in die Beliebigkeit ab-

zugleiten. Quotierte Personalentschei-

dungen in Politik und Wirtschaft, einst 

als berufliche Ein- und Aufstiegshilfen 

gedacht, werden als unsinnig darge-

stellt und von manchen Frauen selbst 

abgelehnt: Der patriarchal geschürte 

Makel, eine „Quotenfrau“ zu sein, trübt 

den Blick für tatsächliche Leistung. 

Der geschlechterquotierte Zugang zu 

Arbeitsplatz, Wirtschaft und Politik, 

gesellschaftlicher und häuslicher Ar-

beitsteilung darf nicht verunglimpft 

werden. Er ist ein brauchbares Instru-

ment gegen weibliche Benachteiligun-

gen. Versuche, einen kämpferischen 

Feminismus zur Beliebigkeit zu ver-

harmlosen und seine Inhalte konsum-

gerecht zu verwischen, sind an der Ta-

gesordnung. 

Dennoch: Die Arbeit in Frauengruppen 

und -projekten hat viele Frauen ver-

ändert und ihren Blick für Demokra-

tie und Selbstbestimmung geschärft. 

So leicht sind diese Erfahrungen nicht 

wegzuwischen. Eine neue Qualität in 

der Zusammenarbeit von Frauen ist 

entstanden und sie formiert sich um 

sozialökonomische Forderungen, die 

eine Durchbrechung neoliberaler Kon-

zepte verlangen.

UNSERE 
ORIENTIERUNG

Wir wollen die gleichberech-

tigte Teilnahme aller Menschen 

an gesellschaftlichen Entwick-

lungen, an einer Gesellschaft, in 

der Menschen nicht aufgrund 

ihres Geschlechts, ihrer sozialen 

oder nationalen Herkunft, ihrer 

sexuellen Orientierung, ihrer 



34 F r a u e n p r o g r a m m  –  K P Ö  S t e i e r m a r k

Die Bedeutung globaler
Entwicklungen für  Frauen

Für das Recht  auf  Arbeit
und Bi ldung

Vom sozialen Risiko,
Frau zu sein1 2 3

Sprache oder Hautfarbe ein-

geschränkt, ausgegrenzt oder  

diffamiert werden. 

Die Forderung der sozialen 

Gleichheit ist die Forderung 

nach Abschaffung der Klassen. 

Wir sagen rechtsradikalen, 

klerikalen und neoliberalen 

Angriffen auf unsere sozialen 

Rechte und unsere Würde als 

Menschen den Kampf an.

Wir kämpfen für eine befreite, 

solidarische, emanzipierte Ge-

sellschaft mit internationalis-

tischem Charakter, für eine Ge-

sellschaft, in der jede und jeder 

nach ihren/seinen Fähigkeiten 

und Bedürfnissen frei leben 

kann. 

Wir fordern die wirkliche 

Gleichberechtigung der Ge-

schlechter, die nur möglich ist, 

wenn die kapitalistischen Aus-

beutungsverhältnisse restlos 

beseitigt sind. 

Die Ausbeutung des Menschen 

durch den Menschen abzuschaf-

fen und in eine klassenlose Ge-

sellschaft voranzuschreiten, ist 

unser erklärtes Ziel.

Wir fordern eine geschlechter-

gerechte Sprache und eine Ge-

schichtsschreibung, die die Frauen 

gleichberechtigt berücksichtigt.

Wir unterstützen lesbische 

Frauen, Intersexuelle und Trans- 

gender-Personen im Kampf ge-

gen Diskriminierungen und in 

der freien Entscheidung für ein 

sexuelles Selbstverständnis.

Wir fordern, dass die eigen-

ständige Entscheidung von 

Frauen, eine Schwangerschaft 

abbrechen zu lassen, nicht nur 

straffrei gestellt, sondern recht-

lich abgesichert wird und dass 

die Abtreibung versicherungs-

rechtlich dem Erkrankungsfall 

gleichgestellt wird. Ein freier 

Zugang zu sicheren und legalen 

Schwangerschaftsabbrüchen 

muss in allen Bundesländern 

gewährleistet werden.

Wir fordern ein geschlechter-

gerechtes Medizinverständnis 

und eine medizinische Behand-

lung in den Gesundheits- und 

Vorsorgeeinrichtungen und den 

Arztpraxen, die geschlechtsspe-

zifische Unterschiede berück-

sichtigen. Die Forschung und 

Herstellung von Medikamenten 

muss geschlechtergerecht aus-

gerichtet sein.

Wir fordern mehr Kassenver-

träge für Frauenärztinnen.

Wir treten gegen alle Formen 

physischer und psychischer 

Gewalt gegen Frauen auf und 

fordern die bessere finanzielle 

Unterstützung von Organisatio-

nen und Initiativen, welche die 

Verhinderung von Gewalt zum 

Ziel haben.

Wir treten gegen Sexismus 

in allen Lebensbereichen auf 

(z.B. in der Werbung oder am 

Arbeitsplatz). Verstöße sollen 

nicht nur Geldbußen nach sich 

ziehen, sondern strafrechtlich 

geahndet werden.
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KAPITEL 5

FRAUENKAMPF 
IM SPANNUNGSFELD 
POLITISCHER 
INTERESSEN
Die Frauenbewegung hat das Leben 

von Frauen und Männern verändert. 

Die Entschiedenheit, mit der Frauen 

auftraten, um für ihre Rechte zu kämp-

fen, setzte alle politischen Strömungen 

unter Zugzwang, ihr Verhältnis zur 

sogenannten Frauenfrage neu zu be-

stimmen. 

Während des Aufschwungs der Frauen-

bewegung konnten wichtige Reformen 

– z.B. die Fristenlösung, Änderungen 

im Familienrecht, vor allem aber ge-

setzliche Maßnahmen gegen Gewalt an 

Frauen – durchgesetzt werden, ebenso 

Errungenschaften in der Familienpo-

litik und in der sozialen Situation von 

Frauen. Nachfolgende Generationen 

hatten und haben deshalb andere Le-

bensvorstellungen und Realitäten als 

ihre Elterngeneration. 

Gleichzeitig sind die erkämpften Rech-

te aber auch immer wieder bedroht. 

Aktuell werden unter neoliberalen 

Vorzeichen Möglichkeiten für Frauen 

rückgängig gemacht und das Frauen-

ressort in der Regierung abgewertet. 

So gibt es kein reines Frauenministeri-

um mehr wie noch in den 90er Jahren. 

Frauenprojekte werden ausgehungert 

beziehungsweise gestrichen.

DIE DISKUSSION UM 
QUOTIERUNGEN 

Da trotz formaler Gleichberechtigung 

Frauen in vielen gesellschaftlichen 

Bereichen unterrepräsentiert sind, ha-

ben Frauenbewegungen die Forderung 

nach Quotierungen in verschiedenen 

Formen erhoben.

Die Politik in Österreich ist nach wie 

vor Männerdomäne, was klar ersicht-

lich ist, wenn man sich dazu den Anteil 

weiblicher Abgeordneter im National-

rat, den Landtagen und die Anzahl an 

Bürgermeisterinnen anschaut. Die Tat-

sache, dass sich Frauen auf vielfältige 
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Weise engagieren, aber in den Gremien nicht 

entsprechend vertreten sind, zeigt, dass gegen 

sie besondere Ausschlussmechanismen wirken.

Frauen stellen im Land die Mehrheit der Bevöl-

kerung. Wenn aber Frauen in den etablierten 

politischen Gremien unterrepräsentiert sind, 

werden dort Lebenszusammenhänge von Frau-

en kaum erfasst. Wichtige frauenpolitische An-

liegen finden keine Mehrheiten oder kommen 

erst gar nicht zur Sprache.

Deshalb tritt die KPÖ für eine 50-Prozent-Quo-

tierung bei allen KandidatInnenlisten für politi-

sche Vertretungen ein und setzt dieses Prinzip 

auf ihren eigenen Listen durch das sogenannte 

Reißverschluss-System um. 

Kommt es durch das Fehlen von Kandidatinnen 

zu einem Bruch dieses Systems, ist dies keines-

wegs gewollt. Es soll uns als Ansporn dienen, 

künftig noch bessere Strukturen und Rahmen-

bedingungen zu schaffen, die es Männern und 

Frauen in gleichem Maße ermöglicht, für ein po-

litisches Amt zu kandidieren.

Die mangelnde Repräsentanz von Frauen in Be-

rufen und Positionen abseits des Niedriglohn-

sektors ist eine Folge geschlechtsbezogener Dis-

kriminierung. Wir sehen deshalb die Einführung 

von Frauenquoten im Arbeitsleben als Schritt 

in die richtige Richtung zur Gleichstellung von 

Frauen und Männern. Die Anzahl von Frau-

en wird durch eine Quote erhöht und dadurch 

kommt ein langfristiges Umdenken bezüglich 

Leistungen von Frauen im Beruf zustande, wie 

Erfahrungen aus anderen europäischen Län-

dern zeigen. Zudem entstehen weibliche Vorbil-

der in traditionell männlich dominierten Beru-

fen und Branchen für Mädchen. Ein Grund für 

die große Einkommensschere zwischen Män-

nern und Frauen ist die Tatsache, dass Berufe, 

die vorwiegend von Frauen ausgeübt werden 

(im Sozialbereich, im Gesundheitsbereich, im 

pädagogischen Bereich etc.), schlechter entlohnt 

werden. Eine gleichmäßige Repräsentanz von 

Männern und Frauen würde die Einkommens-

schere zwischen den Geschlechtern verringern.

Wir wissen, dass Quoten kein Allheilmittel sind, 

sondern immer in Zusammenhang mit ande-

ren fortschrittlichen Forderungen betrachtet 

werden müssen. Deshalb ist für uns Kommu-

nistinnen und Kommunisten die Forderung von 

Frauenquoten nur ein Puzzlestein in der Ent-

wicklung eines emanzipatorischen Gegenkon-

zeptes zum herrschenden System.

DAS SELBSTVERSTÄNDNIS
DER KPÖ 

Wir kämpfen für die Verbesserung unserer Le-

bensrealitäten. Daher fordern wir eine andere 

Gesellschaft, in der der Kapitalismus überwun-

den ist und Frauen ökonomisch befreit sind.

Ein erster Schritt dahin ist ein progressiver 

Sozialstaat. Kurz- und mittelfristig geht es dar-

um, den Sozial- und Bildungsabbau zu stoppen, 

Teuerung und Lohnkürzungen einzudämmen. 

Grundsätzlich aber brauchen wir eine völlig an-

dere Gesellschaft, in der nicht der Profit regiert, 

sondern die Bedürfnisse der Menschen im Mit-

telpunkt stehen.

Ein nächster Schritt zu einer anderen Gesell-

schaft ist der Sozialismus. Er ist nicht frei von 

Herrschaft, aber es herrscht nicht mehr eine 

Minderheit über die Mehrheit, sondern die 

übergroße Mehrheit der Menschen bestimmt 

die Geschicke der Gesellschaft2.  

 

Die traditionelle Vorstellung von Gleichberech-

tigung in einem System der Unterdrückung 

  2siehe S. 10 Kurzfassung 

Landesprogramm der KPÖ 

Steiermark
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übersieht, dass patriarchale Struktu-

ren Männer privilegieren, aber auch 

deformieren. Im Sozialismus ist nicht 

automatisch die Unterdrückung und 

Ausbeutung der Frauen aufgehoben. 

Kommunismus schließlich nennen 

wir eine klassenlose, gänzlich ausbeu-

tungsfreie und herrschaftslose Gesell-

schaft. Sie ist unser langfristiges Ziel. 

Dieses Ziel zu erreichen, wird unsere 

Herausforderung für die Zukunft sein.

Der Kampf für Frauenrechte und für 

eine Gesellschaft, in der alle Menschen 

gleichberechtigt leben können, braucht 

eigene Räume, Ressourcen und finan-

zielle Mittel. Wir KommunistInnen ar-

beiten mit anderen Organisationen, Be-

wegungen und Initiativen zusammen, 

suchen den Erfahrungsaustausch und 

vernetzen uns. 

MARXISMUS - 
FEMINISMUS 

Der Mensch kann sich nicht aussuchen, 

in welche Rahmenbedingungen er hin-

eingeboren wird. 

Der Marxismus als radikale Theorie 

und Praxis will alle gesellschaftlichen 

Verhältnisse umwerfen, „in denen der 

Mensch ein erniedrigtes, ein geknech-

tetes, ein verlassenes, ein verächtli-

ches Wesen ist“ (Marx). Die KPÖ lehnt 

Vorstellungen und Konzepte ab, die 

einseitig den Geschlechterkampf als 

Schwarz-Weiß-Schema auffassen und 

Machtstrukturen der Gesellschaft, die 

sozial-ökonomische Entwicklungen 

und politische Herrschaftsformen au-

ßer Acht lassen. Pauschale Angriffe auf 

Männer schlechthin und allgemeine 

Verdächtigungen sind zwar verständ-

lich, grenzen aber jene aus, die gemein-

same Ziele verfolgen, und entlasten 

nicht zuletzt das Patriarchat als Herr-

schaftsform. KommunistInnen versu-

chen, in den Geschlechterverhältnissen 

die Klassenfrage aufzuzeigen, und in 

den Klassen die Beziehungen der Ge-

schlechter herauszuarbeiten.

Im Gegensatz zu bürgerlichen Familie-

nideologien erkannte die revolutionäre 

Arbeiterbewegung in der weiblichen 

Berufsarbeit eine emanzipatorische 

Voraussetzung für die ökonomische 

Unabhängigkeit der Frau und ihre sozi-

ale Gleichheit mit dem Mann. Die Über-

belastung der erwerbstätigen Frau 

sollte durch die Vergesellschaftung 

der Reproduktions- und Hausarbeit 

wegfallen. Aus dieser richtigen Pers-

pektive wurde eine widersprüchliche 

kapitalistische Vergesellschaftung, in 

der Leistungen bezahlt werden müssen 

wie z.B. Gasthäuser statt Betriebskan-

tinen, kostenpflichtige statt kostenlose 

Kinderbetreuungseinrichtungen. Die 

massenhafte Produktion von Haus-

halts- und Konsumgütern schafften 

zwar Freiräume, befreiten die Frauen 

aber dennoch nicht von der Verantwor-

tung für den Reproduktionsbereich. 

Die feministischen Bewegungen haben 

den Blick für die gesamte gesellschaft-

lich notwendige Arbeit geöffnet, indem 

sie das Thema Haus-, Reproduktions- 

und Familienarbeit in die Diskussion 

gebracht haben. Bis heute ist es so, 

dass es Arbeit gibt, die von mehr als 

der Hälfte der Bevölkerung erbracht 

und nicht wertgeschätzt wird. 

Frauen müssen zu politisch Handeln-

den werden. Denn wenn wir uns nicht 

selbst befreien, gewinnen wir auch kei-

ne Freiheit und kein selbstbestimmtes 

Leben. Wenn sich Frauen nicht aus-

reichend gegen repressive Strukturen 

wehren, sie diesen oftmals zustimmen, 

produzieren sie dadurch ihre eigene 

Unterdrückung mit.

Feminismus bedeutet nicht, dass Frau-

en die Macht übernehmen. Feminismus 

ist eine Bewegung, die das Ziel verfolgt, 

die Unterdrückung von Frauen auf-

zubrechen, um ein gleichberechtigtes 

Dasein von Frauen und Männern zu 

schaffen. 

Es ist unerlässlich, für konkrete Ver-

besserungen im Leben der Frauen auf 

dem Boden des Kapitalismus zu kämp-

fen, auch wenn die Unterdrückung hier 

nicht endgültig überwunden werden 

kann. Erst der Sozialismus schafft die 

Voraussetzungen dafür, die Unterdrü-

ckung des Menschen durch Menschen 

abzuschaffen. Ein Automatismus be-

steht dabei allerdings nicht. Auch im 

Sozialismus werden „Muttermale der 

alten Gesellschaft“ (Marx) vorhanden 

sein, gegen die beständig weiter vorge-

gangen werden muss. 
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UNSERE
ORIENTIERUNG

Wir streben die Überwindung 

der geschlechtshierarchischen 

Arbeitsteilung in der Produkti-

on und im Bereich der Repro-

duktion an. Die Vereinbarkeit 

von Beruf und Beziehungs- und 

Hausarbeit soll für beide Ge-

schlechter ermöglicht werden.

Wir fordern die Abschaffung der 

systematischen Unterdrückung 

der Frauen und die Beseitigung 

männlicher Privilegien. Wesent-

lich dafür ist gesellschaftliches 

Eigentum an Produktionsmit-

teln, das demokratisch durch die 

Bevölkerung kontrolliert wird.

In Leitungen aller Ebenen soll 

eine 50%ige Vertretung von 

Frauen erreicht werden. Bei 

der Nominierung zur Wahl für 

öffentliche Vertretungskörper 

gilt das Reißverschlussprinzip. 

Kann dieses Ziel nicht erreicht 

werden, ist eine Überprüfung 

vorzusehen. Denn auch in der 

KPÖ gibt es sexistisches Verhal-

ten und traditionelles Denken. 

Als KPÖ setzen wir uns zum 

Ziel, in unseren Publikationen 

auf geschlechtergerechte For-

mulierungen zu achten, denn es 

gilt, Frauen und Männer auch 

vermittelt über die Sprache in 

ihren unterschiedlichen Rollen 

und Aufgaben in unserer Gesell-

schaft sowie ihren unterschied-

lichen Lebenssituationen und 

daraus resultierenden Proble-

men gleichermaßen zu benen-

nen. Frauen sollen nicht nur 

„mitgemeint“, „hinzugedacht“ 

oder in eine Fußnote verbannt, 

sondern der Situation entspre-

chend direkt angesprochen und 

sichtbar gemacht werden. Es 

gibt viele verschiedene Mög-

lichkeiten, wie dieses Anliegen 

Berücksichtigung finden kann 

– z.B. die Doppelnennung, die 

Verwendung des großgeschrie-

benen „I“ oder geschlechtsneu-

trale Formulierungen. 

STÄRKE DURCH 
FRAUEN-
SOLIDARITÄT

Frauensolidarität ist Teil des 

Selbstverständnisses der KPÖ. 

Sich positiv aufeinander zu be-

ziehen und einander anzuer-

kennen, ist unser Anspruch. 

Wir verbinden die persönli-

che Betroffenheit und unser 

politisches Handeln mit dem 

Interesse, die Gesellschaft zu 

analysieren und zu verändern. 

Dabei versuchen wir, uns eine 

ganzheitliche Sichtweise auf 

die gesellschaftlichen Verhält-

nisse zu erarbeiten und in un-

serer gemeinsamen politischen 

Praxis zur grundlegenden Ver-

änderung der Gesellschaft bei-

zutragen. Die Erfahrungen un-

terschiedlicher Generationen, 

von Frauen und Männern in ver-

schiedenen Lebenszusammen-

hängen, Berufen und familiären 

Situationen sind uns eine wert-

volle Bereicherung und werden 

auf Augenhöhe ausgetauscht 

und beachtet.

Wir KommunistInnen haben 

das Verständnis, dass Politik 

nicht für Frauen entwickelt 

werden muss, sondern Frau-

en Politik machen. Auch wenn 

heute viele Frauen mehr zu 

verlieren haben als nur ihre 

Ketten, haben wir noch immer 

gemeinsam eine ganze Welt zu 

gewinnen, in der jede und jeder 

etwas nach seinen Fähigkeiten 

beiträgt und an der alle nach ih-

ren Bedürfnissen teilhaben.
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	Cover_Frauenprogramm_KPÖ_2

